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0.1

Zusammenfassung

Der Bundesrechnungshof und die Priifungséimter des Bundes fiihrten im Jahr 2005
und im ersten Quartal 2006 mehrere Schwerpunktpriifungen zu ausgewihlten
Fragen der Organisation und der Aufgabenerledigung im Rechtskreis des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch — SGB II — durch. In dem vorliegenden Bericht fassen
wir die wesentlichen Priifungsergebnisse zusammen und greifen Fragen zur
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende auf, die uns in den vergangenen Monaten aus
dem parlamentarischen Raum erreichten. Das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales — Bundesministerium — hatte Gelegenheit zur Stellungnahme und hat
hiervon teilweise Gebrauch gemacht. Die Stellungnahme wurde beriicksichtigt.

Die Vermittlungsaktivititen der Grundsicherungsstellen wiesen in der Mehrzahl
der vom Bundesrechnungshof gepriiften Fille bei wesentlichen Qualititsmerkma-
len unterschiedliche, zum Teil erhebliche Méngel auf. So hatten die Grundsiche-
rungsstellen mit einem Drittel der erwerbsfihigen Hilfebediirftigen noch keinerlei
strategische Gespriche gefiihrt, obwohl die betroffenen Personen seit durch-
schnittlich siebeneinhalb Monaten Leistungen bezogen. Entgegen der gesetzlichen
Verpflichtung hatten sie in etwa der Hilfte der gepriiften Fille keine Eingliede-
rungsvereinbarungen geschlossen. Durchschnittlich warteten die zu aktivierenden
erwerbsfahigen Hilfebediirftigen drei Monate auf ein qualifiziertes Erstgesprich
zur Abstimmung einer Vermittlungsstrategie und vier Monate auf eine Eingliede-
rungsvereinbarung, mit der die notwendigen IntegrationsmafBnahmen verbindlich
festgelegt wurden. In vier von zehn gepriiften Fillen, in denen die Grundsiche-
rungsstellen mit den erwerbsfihigen Hilfebediirftigen Integrationsempfehlungen
vereinbart hatten, war nicht zu erkennen, dass sie diese auch nachhaltig verfolg-
ten. In sechs von zehn gepriiften Fillen gingen die Grundsicherungsstellen An-

haltspunkten fiir sanktionsrelevante Sachverhalte nicht nach.

Das Bundesministerium wird seine Moglichkeiten der Fach- und Rechtsaufsicht
nutzen miissen, um eine Optimierung der Aufgabenerledigung durch Arbeitsge-
meinschaften zu erreichen. In entsprechender Weise wird es auch auf die zustin-
digen Landesbehérden einwirken miissen, denen die alleinige Aufsicht iiber die

zugelassenen kommunalen Trager obliegt (Ziff. 2).
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Bei1 fast einem Viertel der gepriifien Mallnahmen mit Arbeitsgelegenheiten (so
genannte Ein-Euro-Jobs) lagen die Forderungsvoraussetzungen nicht vor, weil die
zu erledigenden Titigkeiten nicht im 6ffentlichen Interesse, nicht zusétzlich oder
nicht wettbewerbsneutral waren. Bei weiteren knapp 50 % der gepriiften Fille hat-
ten die Grundsicherungsstellen keine verldsslichen Kenntnisse iiber die Mafnah-
meinhalte, so dass auch hier Zweifel an der Férderungsfihigkeit bestanden. Die
Grundsicherungsstellen iiberlieBen hdufig wesentliche Teile des Fallmanage-
ments, wie das Profiling oder die Entscheidung, ob und in welcher Arbeitsgele-
genheit erwerbsfidhige Hilfebediirftige eingesetzt werden sollen, den Malnahme-
trdgern. Sie waren daher nicht ausreichend iiber Malinahmeinhalte, Einsatzorte

und die von den Teilnehmern auszuiibenden Tétigkeiten informiert.

Die Grundsicherungsstellen gewéhrten MaBnahmetrdgern iiberwiegend einen pau-
schalen monatlichen Zuschuss fiir die Beschiftigung eines Hilfebediirftigen in
Hohe von durchschnittlich 255 Euro, unterlieBen es aber, eine Kalkulation der
Kosten anzufordern und die Notwendigkeit der geltend gemachten Kosten zu prii-
fen. Unter Beriicksichtigung der Maflnahmekostenpauschale und einer Mehrauf-
wandentschadigung fiir den Hilfebediirftigen von durchschnittlich 180 Euro neben
den iibrigen Kosten der Grundsicherung waren Arbeitsgelegenheiten nicht zwin-
gend kostengiinstiger als ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen, durch die sozialversi-
cherungspflichtige Beschiftigungsverhdltnisse geschaffen werden. Wihrend der
Teilnahme eines Hilfebediirftigen an einer Arbeitsgelegenheit waren die Grundsi-
cherungsstellen nur eingeschrankt im Rahmen der Stellenvermittlung aktiv und
fithrten kaum strategische Gesprdche mit den Mafnahmeteilnehmern, etwa zur
Abberufung und Zuweisung in eine besser passende, arbeitsmarktnidhere oder kos-
tengiinstigere Maflnahme bzw. zur Nachhaltung des konkreten mit der Mafinahme
verfolgten Zweckes.

Die Grundsicherungsstellen werden zukiinftig die OrdnungsméaBigkeit der Durch-
filhrung von Arbeitsgelegenheiten sicherzustellen haben, da andernfalls nicht aus-
zuschlieBen ist, dass Pflichtaufgaben auf Kosten der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende durchgefiihrt und regulédre Arbeitsplatze durch Eingriffe in den Wettbe-
werb verdringt werden. Die maBBgeblichen Teile des Fallmanagements diirfen als

Kemaufgabe der Vermittlungstitigkeit nicht MaBBnahmetrigem {ibertragen wer-
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den. Pauschale Zuschiisse an Mafinahmetrédger k6nnen erst nach Priffung der zu
erwartenden Kosten und unter Beriicksichtigung etwaiger Einnahmen geleistet
werde. SchlieBilich sind die Eingliederungsaktivititen wihrend der Mafinahmen zu
verstirken (Ziff. 3).

Die Grundsicherungsstellen priiften zahlreiche Voraussetzungen fiir die Gewéh-
rung von Arbeitslosengeld II nicht sorgfiltig. So hatten sie in beinahe jedem zehn-
ten gepriiften Fall das zwingende Merkmal der Erwerbsfihigkeit eines Hilfebe-
diirftigen nicht iiberzeugend festgestellt. Zeiten der Arbeitsunfihigkeit wurden
hidufig erst nach sechs Monaten zum Anlass genommen, Ermittlungen zur Er-
werbsfihigkeit einzuleiten. Erhebliche Bearbeitungsmingel waren zudem bei Pril-
fung der Hilfebediirftigkeit festzustellen. So waren die Vermdgensverhiltnisse ei-
nes Antragstellers (insbesondere Liegenschaften, Geldanlagen und Kraftfahrzeu-
ge) in sieben von zehn Fillen nicht oder nicht ausreichend gepriift worden, In
sechs von zehn Fillen hatten es die Grundsicherungsstellen versdumt, Unterhalts-
leistungen von Angehorigen derselben Haushaltsgemeinschaft bei der Leistungs-
gewihrung nachzugehen, obgleich insoweit eine gesetzliche Vermutung greift,

Kiinftig muss der Priifung von zwingenden Tatbestandsmerkmalen mehr Beach-
tung geschenkt werden. Um Uberzahlungen zu vermeiden, sollte die Erwerbsfi-
higkeit — in Anlehnung an die Bestimmungen des Bundesbeamtengesetzes — be-
reits nach dreimonatiger Arbeitsunfiahigkeit eines Hilfebediirftigen in den zuriick-
liegenden sechs Monaten eingehend gepriift werden. Zur verldsslichen Feststel-
lung der Vermégensverhiltnisse sollte das Bundesministerium verbindlich und
einheitlich festlegen, welche Nachweise ein Antragsteller beizubringen hat. Die
Grundsicherungsstellen werden den Voraussetzungen bzw. der Widerlegung der
gesetzlichen Vermutung hinsichtlich des Verwandtenunterhalts mehr Bedeutung

beimessen miissen (Ziff. 4.1 bis 4.4).

Die Erreichbarkeit eines erwerbsfahigen Hilfebediirftigen, etwa um umgehend auf
einen Vermittlungsvorschlag zu reagieren, ist wesentliche Voraussetzung fiir sei-
ne Eingliederung in Arbeit. Die Grundsicherungsstellen hatten die Eingliede-
rungsvereinbarung in mehr als der Hilfte der gepriiften Fille nicht genutzt, diese

Erreichbarkeit sicherzustellen und dem Hilfebediirftigen aufzugeben, sich grund-
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sdtzlich im zeit- und ortsnahen Bereich aufzuhalten. Sie vergaben so die Méglich-
keit, VerstoBe gegen diese Obliegenheit leistungsrechtlich zu sanktionieren. Si-
cher auch wegen fehlender verbindlicher Vorgaben gewihrten die Grundsiche-
rungsstellen in Zeiten fehlender Erreichbarkeit Leistungen in unterschiedlicher

Lénge und Héhe.

Um eine Absenkung des Regelsatzes bei nicht angekiindigter Abwesenheit zu er-
moglichen, miissen kiinftig entsprechende Abreden in der Eingliederungsverein-
barung getroffen werden. Zur Genehmigung von Abwesenheitszeiten ist den
Grundsicherungsstellen ein einheitlicher und verbindlicher MaBstab vorzugeben.
Da Zeiten vor Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung nicht sanktionsbe-
wehrt sind, empfiehlt der Bundesrechnungshof, die Sanktionsmdglichkeiten der
Grundsicherungsstellen durch eine gesetzliche Ergénzung zu stirken, damit mog-
lichst frithzeitig und konsequent auf fehlende Arbeitsbereitschaft reagiert werden
kann (Ziff. 4.5).

Das Bundesministerium stellte den Leistungstrigern im Jahre 2004 Mittel fiir
Vorbereitungsarbeiten im Zusammenhang mit der Einfithrung der Grundsicherung
fiir Arbeitsuchende (so genannte Implementierungskosten) zur Verfligung. Die
dazu mit den zugelassenen kommunalen Trigem geschlossenen Verwaltungsver-
einbarungen sahen Hochstgrenzen von 150 Euro je Bedarfsgemeinschaft vor. Mit
der Bundesagentur wurde demgegeniiber ein nach oben verdnderbarer Erméchti-
gungsrahmen vereinbart. Thr wurden Implementierungskosten von durchschnitt-
lich 223 Euro je Bedarfsgemeinschaft erstattet. Das Bundesministerium priifte die
Abrechnungen nur unzureichend und ging auch den Ursachen fiir die deutlichen

Unterschiede der Implementierungskosten nicht nach.

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist dies weder vereinbar mit dem
Gebot wirtschaftlichen Handelns noch mit dem Ziel des Gesetzgebers, gleiche
»Startvoraussetzungen® fiir einen Wettbewerb unter gleichberechtigten Leistungs-
trigern zu schaffen (Ziff. 5.1).

Das Bundesministerium hatte mit in Kraft treten des SGB II zum 1. Januar 2005
keine verbindlichen Regelungen fiir die Abrechnung und Erstattung der laufenden
Verwaltungskosten getroffen. Dies fiihrte nach den Feststellungen des Bundes-
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rechnungshofes zu hohem Verwaltungsaufwand. Auch bestand das Risiko von
Doppelabrechnungen (Ziff. 5.2).

Das Bundesministerium schloss mit der Bundesagentur und den kommunalen
Spitzenverbdnden am 1. August 2005 eine Rahmenvereinbarung, mit der die
Kompetenzen der Geschiftsfiihrer der Arbeitsgemeinschaften erweitert und die
Probleme der Steuerung der Arbeitsgemeinschaften vermindert werden sollen.
Danach soll die Bundesagentur im Rahmen der ihr iibertragenen so genannten
Gewihrleistungsverantwortung die RechtméBigkeit der Leistungserbringung und
der Mittelverwendung sowie das Erreichen gemeinsam vereinbarter Ziele sicher-
stellen. Den Arbeitsgemeinschaften obliegt die so genannte Umsetzungsverant-
wortung. Sie entscheiden und gestalten eigenstdndig die konkrete Umsetzung der
Leistungen vor Ort und kénnen selbstindig Maflnahmen zur Zielerreichung fest-
legen. Die Bundesagentur verzichtet dabei auf Weisungen zur operativen Umset-

zung,

Der Bundesrechnungshof sieht in der vertraglichen Beschrinkung der Bundes-
agentur auf die Gewihrleistungsverantwortung und in dem Verzicht auf verbind-
liche Weisungen eine Einengung ihrer gesetzlichen Rolle als Leistungstrigerin.
Um ihrer Verantwortung fiir die rechtméBige und wirtschaftliche Aufgabenerledi-
gung durch die Arbeitsgemeinschaften nachzukommen, darf die Bundesagentur in
ihren unmittelbaren Einflussmoglichkeiten nicht beschrinkt werden (Ziff. 6.1.1).

Das Bundesministerium schlieBt mit der Bundesagentur jdhrlich bundesweite
Zielvereinbarungen zur Umsetzung des SGB 11 ab, obwohl die Bundesagentur die
Arbeitsgemeinschaften aufgrund der Mehrheitsverhdltnisse in den Trdgerver-
sammlungen nicht flichendeckend daran binden kann. Zudem bleiben wesentliche
Merkmale der Qualitit der Aufgabenerledigung bei der Zielvereinbarung unbe-
achtet, was die Erfolgsbewertung erschwert.

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Zielvereinbarungen nach Stabilisie-
rung der Daten kiinftig zu erweitern, um die Wirksamkeit des Steuerungsinstru-
ments zu erhéhen (Ziff. 6.1.2).
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Die Aufsicht iiber die zugelassenen kommunalen Triger obliegt den zustéindigen
Landesbehorden (§ 47 Abs. 1 S. 3 SGB II). Der Bund hat keine unmittelbaren
Steuerungsméglichkeiten, obwohl er die Kosten der Grundsicherung fiir Arbeitsu-
chende einschlieBlich der Verwaltungskosten erbringt, soweit es sich nicht um o-
rigindre kommunale Aufgaben handelt. Damit fallen die Finanz- und Fachverant-

wortung des Bundes auseinander.

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, dass der Bund und die Linder - auch im
Interesse einer spéteren sachgerechten Evaluierung der Wirtschaftlichkeit und
Wirksamkeit der beiden Organisationsmodelle - fiir die Grundsicherungstriger
einheitliche Mafistibe zur Aufgabenerledigung vereinbaren (Ziff. 6.2).

Ein Kernziel der Zusammenfithrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fiir
Erwerbsfihige ist die Erbringung der Leistungen aus einer Hand. Um dieses Ziel
auch bei geteilter Durchfilhrungs- und Finanzverantwortung bei den Arbeitsge-
meinschaften moglichst weitgehend umzusetzen, leistet die Bundesagentur die
von den Kommunen im Rahmen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende zu tra-
genden notwendigen Leistungen fiir Unterkunft und Heizung vor. Die Kommunen
haben der Bundesagentur diese Aufwendungen auf Nachweis zu erstatten. Die
Betrige werden entweder von der Bundesagentur iiber Abbuchungserméchtigun-
gen eingezogen oder der Bundesagentur von den Kommunen iiberwiesen. Die
Kommunen kamen ihrer Erstattungspflicht jedoch nur teilweise nach. Im Jahres-
durchschnitt 2005 beliefen sich die Forderungen der Bundesagentur auf rd. 226

Mio. Euro.

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium aufgefordert, unverziiglich
die notwendigen Mafinahmen zum Ausgleich der Forderungen und des eingetre-

tenen Vermdgensschadens einzuleiten (Ziff. 7).



Gegenstand und Anlass des Berichts

Der Gesetzgeber hat durch das Vierte Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt (,,Hartz IV*) zum 1. Januar 2005 eine gemeinsame Rechtsgrundlage
fiir simtliche Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende in Gestalt des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — SGB II — geschaffen, Zugleich hat er die Ar-
beitslosenhilfe und die Sozialhilfe fiir erwerbsfihige Personen zu einer einheitli-

chen Leistung ,, Arbeitslosengeld 11 zusammengefasst.

Trédger der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende sind gemiB § 6 SGB II die Bun-
desagentur fiir Arbeit (Bundesagentur) und die kreisfreien Stidte und Kreise
(Kommunen).' Die Bundesagentur ist verantwortlich fiir die Leistungen zur Ein-
gliederung in Arbeit und einen Teil der Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts (vor allem die Regelleistung und Mehrbedarfe). Die Kommunen sind ver-
antwortlich fiir die Leistungen fiir Unterkunft und Heizung und einmalige Bedarfe
flir den Lebensunterhalt sowie fiir flankierende Eingliederungsleistungen, insbe-
sondere fiir Leistungen zur Betreuung von Kindern und pflegebediirftigen Ange-
hérigen und fiir die Schuldner- und Suchtberatung.

Von der Triigerschaft zu unterscheiden ist die Frage, wer nach aulen gegeniiber
dem Biirger handelt. Im Interesse der Leistungserbringung aus einer Hand haben
die kreisfreien Stiddte und Kreise und die Agenturen fiir Arbeit so genannte Ar-
beitsgemeinschaften errichtet (§ 44b SGB II). Diese erlassen in eigenem Namen

Leistungs- und Widerspruchsbescheide.

Zur Weiterentwicklung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (Experimentier-
klausel) hat das damalige Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit 69 kom-
munale Triger auf deren Antrag zugelassen (so genannte zugelassene kommunale
Tréger), die fiir einen Zeitraum von sechs Jahren Leistungstriger fiir alle Leistun-
gen des SGB II sind und diese auch vollstindig erbringen. Die Erprobung ist ins-
besondere auf alternative Modelle der Eingliederung von Arbeitsuchenden im
Wettbewerb zu den Eingliederungsmafinahmen der Agenturen fiir Arbeit ausge-
richtet (§§ 6 aund 6 b SGB II).

Der Bund trigt die Aufwendungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ein-
schlieBlich der Verwaltungskosten, soweit die Aufgaben in origindrer Triger-

schaft der Bundesagentur stehen. Dabei ist unerheblich, ob die Leistungen durch

Auf ortlicher Ebene handeln fiir die Bundesagentur die Agenturen fiir Arbeit.
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Arbeitsgemeinschaften oder zugelassene kommunale Triger erbracht werden. Zu-
dem beteiligt sich der Bund zweckgebunden mit derzeit 29,1 % an den Leistungen
der Kommunen fiir Unterkunft und Heizung (§ 46 SGB II).

Der Bundesrechnungshof und die Priifungsdmter des Bundes fiihrten im Jahr 2005
und im ersten Quartal 2006 mehrere Schwerpunkitpriifungen zu ausgewihlten
Fragen der Organisation und der Aufgabenerledigung im Rechtskreis des SGB 11
durch. Zudem #uBerte sich der Bundesbeauftragte fiir Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung zur Steuerung der Arbeitsgemeinschaften und zu den Verwaltungs-
kosten der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende. Insgesamt fanden bisher Erhe-
bungen beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales® (Bundesministerium),
bei der Zentrale der Bundesagentur, bei 70 Arbeitsgemeinschaften und bei 20 zu-
gelassenen kommunalen Trigem statt. Um den Implementierungsschwierigkeiten
der Grundsicherungsstellen’ zu Jahresbeginn Rechnung zu tragen, wurden die
Priifungen tiberwiegend erst in der zweiten Jahreshilfte 2005 begonnen.

In den vergangenen Wochen und Monaten wurden aus dem parlamentarischen
Raum und aus der Offentlichkeit wiederholt Fragen zur Grundsicherung fiir Ar-

beitsuchende an den Bundesrechnungshof herangetragen.

Mit dem vorliegenden Bericht greifen wir diese Fragen auf und fassen unsere bis-
herigen Priifungsergebnisse sowie wesentliche Inhalte aus den Stellungnahmen
des Bundesbeauftragten fiir Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung zusammen. Wir
legen in dem Bericht auflerdem dar, welche Mafinahmen die zustdndigen Stellen
bisher ergriffen haben, um die festgestellten Méangel zu beseitigen, und welche
MaBnahmen aus Sicht des Bundesrechnungshofes noch erforderlich sind.

Das Bundesministerium hatte Gelegenheit Stellung zu nehmen. Es hat hiervon nur

teilweise Gebrauch gemacht. Die Stellungnahme wurde beriicksichtigt.

Vor Einrichtung des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales war das Bundesministerium
filr Wirtschaft und Arbeit zustidndig. Im folgenden Bericht wird stets die aktuelle Ressortbe-
zeichnung verwendet.

Als ,,Grundsicherungsstellen werden im Folgenden die die Aufgaben der Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende wahrnehmenden Stellen bezeichnet. Es handelt sich hierbei entweder um Ar-
beitsgemeinschaften (§ 44b SGB II) oder um zugelassene kommunale Triger (§ 6a SGB 1II).
Der Begriff der ,,Grundsicherungsstelle® deckt sich nicht mit dem des ,,Leistungstrigers”; Leis-
tungstriiger sind die Bundesagentur und die kreisfreien Stddte und Kreise (§ 6 SGB II).
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Vermittlungsaktivititen der Grundsicherungsstellen

Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von er-
werbsfihigen Hilfebediirftigen und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsge-
meinschaft leben, stirken und dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt aus
eigenen Mitteln und Kriften bestreiten kénnen. Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts diirfen nur erbracht werden, soweit Hilfebediirftigkeit nicht ander-
weitig beseitigt werden kann (§ 3 Abs. 3 SGB 1I).

Die Grundsicherungsstellen haben die erwerbsfihigen Hilfebedirftigen umfas-
send mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit zu unterstiitzen (§ 14 Satz 1 SGB
II). Zur Eingliederung in Arbeit stehen ihnen alle wesentlichen Eingliederungs-
leistungen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch — SGB III — (z.B. Vermittlung in
Arbeit oder Ausbildung) sowie weitere Eingliederungsleistungen nach § 16 Abs. 2
SGB 1II zur Verfiigung.

Nach den Priifungserkenntnissen des Bundesrechnungshofes wiesen die Vermitt-
lungsaktivitdten der Grundsicherungsstellen in der Mehrzahl der gepriiften Fille
bei wesentlichen Qualititsmerkmalen unterschiedliche, zum Teil erhebliche Mén-
gel auf. Sie erstreckten sich auf sdmtliche Phasen des Vermittlungsprozesses. Die
gepriiften zugelassenen kommunalen Triger schniften iiberwiegend etwas
schlechter ab als die gepriiften Arbeitsgemeinschaften, deren Mitarbeiter hiufig
von den bei der Bundesagentur gesammelten Erfahrungen auf dem Gebiet der Ar-

beitsforderung profitieren konnten.

Die Grundsicherungsstellen hatten mit einem Drittel der zu aktivierenden Hilfe-
bediirftigen noch kein qualifiziertes Erstgesprich zur Abstimmung einer Einglie-
derungsstrategie gefithrt. Die betroffenen Hilfebediirftigen bezogen seit durch-
schnittlich siebeneinhalb Monaten, in sechs von zehn beanstandeten Fillen sogar
seit mindestens einem dreiviertel Jahr Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende. In den Fillen, in denen ein qualifiziertes Erstgesprich stattgefunden
hatte, betrug die Wartezeit hierauf durchschnittlich gut drei Monate.

Entgegen der gesetzlichen Verpflichtung hatten die Grundsicherungsstellen in et-
wa der Hilfte der gepriiften Fille mit den zu aktivierenden Hilfebediirftigen keine
Eingliederungsvereinbarung geschlossen. Durch sie ist — gemd dem Grundsatz
des Forderns und Forderns — insbesondere zu bestimmen, welche Leistungen der
Erwerbsfihige erhilt und welche Integrationsbemiihungen er in welcher Haufig-
keit unternehmen und nachweisen muss (§ 15 SGB II). In beinahe zwei Drittel der
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Fille, in denen eine Eingliederungsvereinbarung fehlte, war auch in den vorge-
funden Beratungsvermerken keine Integrationsempfehlung dokumentiert, so dass
erhebliche Zweifel bestanden, ob eine solche iiberhaupt vorlag. Die durchschnitt-
liche Wartezeit auf eine Eingliederungsvereinbarung betrug anndhernd vier Mona-

te.

In vier von zehn gepriiften Fillen, in denen die Grundsicherungsstellen mit den
Hilfebediirftigen Integrationsempfehlungen vereinbart hatten, war nicht zu erken-
nen, dass sie diese nachhaltig verfolgten. Uberwiegend unterbreiteten sie keine
Vermittlungsvorschldge und unterlieflen es, die Ergebnisse von Bewerbungen und
Vorstellungen auszuwerten sowie im Bedarfsfall notwendige Eigenbemiithungen
des Hilfebediirftigen einzufordern. Die Hilfebediirftigen konnten in sieben von
zehn Fﬁilcn nicht aktiviert werden, d.h. sie miindeten bis zum Tag der Erhebung
in keine Arbeit, Ausbildung oder arbeitsmarktpolitische Mafinahme ein und hatten
eine solche auch nicht in Aussicht. Dies ist teilweise auch den unzureichenden

Vermittlungsaktivitdten der Grundsicherungsstellen zuzurechnen.

In sechs von zehn gepriiften Fillen gingen die Grundsicherungsstellen Anhalts-
punkten fiir sanktionsrelevante Sachverhalte nicht nach. In der Mehrzahl dieser
Fille waren die Hilfebediirftigen im Vorfeld trotz Belehrung iiber die Rechtsfol-
gen einer Meldeaufforderung des Grundsicherungsstellen nicht gefolgt oder hatten
sich geweigert, eine zumutbare Arbeitsgelegenheit aufzunehmen, ohne hierfiir ei-

nen wichtigen Grund nachzuweisen.

Die Eingliederungsbemiithungen der Grundsicherungsstellen iiberzeugten auch
nicht bei der Betreuung von unter 25jdhrigen Hilfebediirftigen, obgleich die Be-
kdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit zu den besonderen geschiftspolitischen
Schwerpunkten des Jahres 2005 gehorte. So hatten die Grundsicherungsstellen in
mehr als zwei Drittel der gepriiften Fille nicht iiberzeugend die Stirken und
Schwichen eines Jugendlichen ermittelt (so genanntes Profiling), um darauf auf-
bauend eine Vermittlungsstrategie zu entwickeln. Das Instrument der Eingliede-
rungsvereinbarung hatten sie bei Jugendlichen — ebenso wie bei erwerbsfihigen
Hilfebediirftigen insgesamt — in mehr als der Hilfte der gepriiften Fille nicht ge-
nutzt. In den Fillen, in denen eine Eingliederungsvereinbarung geschlossen wor-

den war, betrug die Wartezeit hierauf durchschnittlich drei Monate.

Die festgestellten Mingel waren teilweise auf Qualifizierungsliicken der Vermitt-
lungsfachkrifte zuriickzufiihren. Im Rechtskreis des SGB 11 war ein hoher Anteil
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befristet Beschaftigter titig, die keine einschldgige Ausbildung hatten. Zudem
herrschte unter den Mitarbeitern der Grundsicherungsstellen eine starke Fluktuati-
on, die einen Kapazitits- und Qualifikationsverlust begiinstigte. Hierneben wurde
deuthich, dass die Grundsicherungsstellen vor allem in der ersten Jahreshilfte
2005 bemiiht waren, notwendige Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
zahlbar zu machen und die Aktivititen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt

demgegeniiber als nachrangig ansahen.

Die Grundsicherungsstellen nutzten die ihnen zur Verfiigung stehenden Instru-
mente der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nicht ausreichend, um Hilfebediirf-
tigkeit zu vermeiden oder die Dauer der Hilfebediirftigkeit zu verkiirzen. Der
Ausgleich am Arbeitsmarkt wird nach Auffassung des Bundesrechnungshofes
durch eine qualitative Verbesserung der einzelfallbezogenen Ansprache der Leis-
tungsempfinger wirksam unterstiitzt. Die Grundsicherungsstellen sollten deshalb
stirker als bisher den Schwerpunkt ihrer Tétigkeit auf die Intensivierung der Bera-
tung und Betreuung der erwerbsfihigen Hilfebediirftigen legen. Da es sich hierbei
um einen Personenkreis handelt, der in der Regel langzeitarbeitslos ist und allein
deshalb ein erhebliches Vermittlungshemmnis hat, besteht ein erhéhter Betreu-
ungsbedarf, der sich in einer entsprechenden Kontaktdichte widerspiegeln sollte.
Die Personalkapazitit der Grundsicherungsstellen sollte dies sicherstellen.” Ver-
mittlungsbemiihungen miissen schneller als bisher eingeleitet werden, ungenutzte
Zeitrdume miissen wahrend des Vermittlungsprozesses nach Maglichkeit vermie-
den, zumindest aber verkiirzt werden. Das gilt in besonderem Mafe fiir jugendli-
che Hilfebediirftige, bei denen sich Arbeitslosigkeit erfahrungsgeméll besonders

leicht verfestigen kann.

Die Eingliederungsvereinbarung sollte als zweckmiBiges Hilfsmittel fiir den Ein-
gliederungsprozess begriffen werden, das auf Seiten des Hilfebediirftigen ein ho-
heres Mall an Transparenz und Verbindlichkeit erzeugt. Sie kann ihre Wirkung
indes nur entfalten, wenn sie eine von beiden Seiten getragene Vermittlungsstra-
tegie prizise beschreibt. Eignung und Neigung eines Hilfebediirftigen sind hierbei

ebenso zu beriicksichtigen wie die Erfordernisse des Arbeitsmarktes.

Obliegenheitsverletzungen eines Hilfebediirftigen konnen Ileistungsrechtliche

Der bundesweit vorgegebene Betreuungsschliissel bemisst sich im Vermittlungsbereich bei er-
wachsenen Hilfebediirftigen auf 1:150 und bei jugendlichen Hilfebediirftigen auf 1:75.
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Sanktionen auslosen. Diese sollen die Allgemeinheit davor schiitzen, fiir Risiko-
fille eines Einzelnen einzustehen, die er selbst zu vertreten hat oder zu deren Be-
seitigung er unbegriindet nicht mithilft. Die konsequente Auswertung des zugrun-
de liegenden Sachverhaltes ist damit ein wirkungsvolles Mittel zur Bekdmpfung
des Leistungsmissbrauchs. Die Absenkung des Arbeitslosengeldes II ist zudem
nicht in das Ermessen der Grundsicherungsstellen gestellt. Diese sind bei Vorlie-
gen der Tatbestandsvoraussetzungen zur Verhdngung der Sanktion verpflichtet.
Hierdurch kann auch der Eingliederungsprozess nachhaltig gestiitzt werden, da
Leistungssanktionen nach iibereinstimmender Einschidtzung der Vermittlungs-
fachkrifte die Bereitschaft der Leistungsempfinger, eine zumutbare Beschifti-
gung aufzunehmen, erhéhen.

Das Bundesministerium hat die vorgenannten Beanstandungen in einer Stellung-
nahme im Rahmen des mafigeblichen Priifungsverfahrens anerkannt, fiihrt sie aber
im Wesentlichen auf Implementierungsschwierigkeiten zuriick, die zwischenzeit-
lich behoben sein diirften.

Die Bundesagentur sieht nach ihrer Stellungnahme zu den Priifungsergebnissen
des Bundesrechnungshofes in der fehlenden Dokumentation der Vermittlungsak-
tivititen in den verwandten IT-Anwendungen eine wesentliche Ursache fiir die
empirischen Befunde des Bundesrechnungshofes, die sie dem Grunde nach teilt.
Zuweilen mag der Bundesrechnungshof ihrer Ansicht nach auch zu weitgehende
Erwartungen an die Eingliederungsaktivititen der Grundsicherungsstellen gehabt
und die vielfiltigen Vermittlungshemmnisse der erwerbsfihigen Hilfebediirftigen
verkannt haben. Der erwerbsfihige Hilfebediirftige im Rechtskreis des SGB II un-
terscheide sich grundlegend von dem Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB III.

Zur Schulung von personlichen Ansprechpartnern und Fallmanagern wurden in-
zwischen QualifizierungsmaBnahmen mit den Themenschwerpunkten Profiling
und Eingliederungsvereinbarungen durchgefiihrt. Um die Vermittlungsarbeit zu
verbessern, haben das Bundesministerium und die Bundesagentur zudem in Ab-
sprache mit kommunalen Spitzenverbinden Arbeitshilfen und Handlungsempfeh-

lungen entwickelt oder angekiindigt.

Der Bundesrechnungshof hilt die vom Bundesministerium und von der Bundes-

agentur bereits ergriffenen MaBinahmen fiir zielfithrend. Die im vierten Quartal



15
2005 und im ersten Quartal 2006 untersuchten Fille spiegeln indes nur eine leich-
te qualitative Verbesserung der Eingliederungsbemiihungen wider. Sie belegen,
dass es sich bei den getroffenen Beanstandungen keineswegs um blofle Anfangs-

schwierigkeiten handelte.

Die Bundesagentur wird sich nicht darauf zuriickziehen kénnen, dass es sich bei
den festgestellten Mingeln in der Aufgabenerledigung um — verzeihliche — Do-
kumentationsfehler handelt. Zudem kann auf cine prizise schriftliche Dokumenta-
tion aller Eingliederungsbemiihungen im Falle der immer wieder notwendigen
Vertretung von Vermittlungsfachkriften nicht verzichtet werden, da die Vermitt-
lungsstrategie andernfalls nicht erkennbar wird und nicht konsequent weiter ver-
folgt werden kann. Unbeachtlich ist ferner der Einwand eines zu strengen und zu
sehr an der Eingliederung in den Arbeitsmarkt orientierten Maf3stabes des Bun-
desrechnungshofes. In die Erhebungen waren von vomherein nur erwerbsfiahige
Hilfebediirftige einbezogen, die keine der Vermittlung entgegenstehenden beson-
deren personlichen Hemmnisse, wie Drogen- oder Schulden-Probleme, hatten und
die daher — auch nach Einschidtzung der Erhebungsstelle — ohne weitere Betreu-

ungsmafBnahmen zu aktivieren waren.

Die Grundsicherungsstellen werden ihre begonnenen Anstrengungen daher ver-
stirken miissen. Das Bundesministerium wird seine Moglichkeiten der Fach- und
Rechtsaufsicht nutzen miissen, um eine Optimierung der Aufgabenerledigung
durch Arbeitsgemeinschaften zu erreichen. In entsprechender Weise wird es auch
auf die zustéindigen Landesbehorden einwirken miissen, denen die alleinige Auf-

sicht iiber die zugelassenen kommunalen Tréger obliegt.

Durchfiihrung von Arbeitsgelegenheiten

Fiir erwerbsfihige Hilfebediirftige, die keine Arbeit finden kénnen, sollen Ar-
beitsgelegenheiten geschaffen werden (§ 16 Abs. 3 SGB 1I). Fiir im 6ffentlichen
Interesse liegende zusitzliche Arbeiten kdnnen sie im Rahmen eines Arbeitsver-
hiltnisses (so genannte Entgeltvariante) oder auflerhalb eines Arbeitsverhdltnisses
(so genannte Mehraufwandentschidigungsvariante) gefordert werden. Bei letzt-
genannter Variante ist den erwerbsfihigen Hilfebediirftigen zuziiglich zum Ar-
beitslosengeld Il eine angemessene Entschddigung fiir Mehraufwendungen zu
zahlen (so genannte Ein-Euro-Jobs). Arbeitsgelegenheiten sollen dazu dienen, die
Chancen auf eine reguldre Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt deut-
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lich zu erh6hen, indem Erwerbsfihigkeit und Qualifikationen erhalten und verbes-
sert werden. Offentlich geforderte Beschiftigung ist die letzte Alternative zur U-
berwindung von Arbeitslosigkeit, sie darf regulidre Beschiftigungsverhiltnisse

nicht verdringen und auch nicht den Wettbewerb verzerren.’

Im Jahre 2005 traten insgesamt 629 989 Personen in eine Arbeitsgelegenheit ein,
hiervon 604 062 in eine Arbeitsgelegenheit in der Mehraufwandentschidigungs-
variante, Dafiir wendete der Bund rd. 1,1 Mrd. Euro auf. Die vorgesehene Teil-
nahmedauer betrug im Durchschnitt 5,7 Monate.® Die Arbeitsgelegenheiten sind
nach Teilnehmerzahl und Finanzvolumen das bedeutendste Eingliederungsinstru-
ment im Rechtskreis des SGB IL

Zum Eingliederungserfolg in der Breite konnten zum Zeitpunkt unserer Erhebun-
gen noch keine verlidsslichen Aussagen getroffen werden, da die Mehrzahl der
Arbeitsgelegenheiten noch nicht abgeschlossen war. Der Bundesrechnungshof
wird sich mit diesem Thema im Rahmen einer weiteren Priifung im vierten Quar-
tal 2006 befassen.

Bei fast einem Viertel der gepriiften Mafilnahmen mit Arbeitsgelegenheiten lagen
die Forderungsvoraussetzungen nicht vor, weil die zu erledigenden Tatigkeiten
nicht im dffentlichen Interesse, nicht zusitzlich oder nicht wettbewerbsneutral wa-
ren. Die MaBnahmen sahen beispielsweise notwendige Arbeiten im Pflege- und
Reinigungsbereich, termingebundene Bauhilfsarbeiten, Service- und Ausschank-
aktivititen im gastronomischen Bereich oder den Einsatz in einem iiber Arbeitsge-
legenheiten finanzierten Orchester (46 Pldtze) vor. Bei weiteren knapp 50 % der
gepriiften Fille hatten die Grundsicherungsstellen keine verldsslichen Kenntnisse
iiber die MaBinahmeinhalte, so dass auch hier Zweifel an der Férderungsfahigkeit
bestanden.

Die Grundsicherungsstellen iiberlieen haufig wesentliche Teile des Fallmanage-
ments, wie das Profiling oder die Entscheidung, ob und in welcher Arbeitsgele-
genheit der erwerbsfihige Hilfebediirftige eingesetzt werden soll, den Maflnahme-

trigern. Die Grundsicherungsstellen waren in vielen Fillen nicht iiber die MaB-

Vgl. Antwort der Bundesregierung, vertreten durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Arbeit, vom 25. November 2004 auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten Ina Lenke, Klaus
Haupt und der Fraktion der FDP (BT-Drs. 15/4297), Seite 2 (Vorbemerkung der Bundesregic-
rung).

Statistik der Bundesagentur ,,Leistungen zur Eingliederung an erwerbsfihige Hilfebediirftige:
Einsatz von Arbeitsgelegenheiten 2005%, Stand: April 2006,
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nahmeinhalte, die Einsatzorte und die von den Teilnehmern auszuiibenden Titig-

keiten informiert.

Die Grundsicherungsstellen gewihrten den MaBnahmetriigern in der Mehrzahl der
gepriiften Fille einen pauschalen Zuschuss fiir die Beschéftigung eines erwerbs-
fahigen Hilfebediirftigen, unterlieBen es aber, eine Kalkulation der mit dem Ein-
satz verbundenen Kosten anzufordern und die Notwendigkeit der geltend gemach-
ten Kosten (z.B. fiir Stammpersonal oder Miete) dem Grunde und der Héhe nach
zu priifen. Mogliche Einnahmen des Mafinahmetrdgers oder Férderungen durch
Dritte priiften sie dabei nicht. Zum Teil erstatteten sie Sachkosten, die den origi-
ndren Aufgaben der Mafnahmetriger zuzuordnen waren. Die gewihrten monatli-
chen MaBinahmekostenpauschalen schwankten zwischen 15 und 665 Euro und be-
trugen. im Durchschnitt 255 Euro. Die Teilnehmer an einer Arbeitsgelegenheit mit
30 Wochenstunden erhielten durchschnittlich eine Mehraufwandentschidigung in
Héhe von 180 Euro, so dass die Durchschnittskosten einer Arbeitsgelegenheit mit
435 Euro pro Teilnehmer im Monat zusétzlich zu den iibrigen Kosten der Grund-
sicherung zu veranschlagen waren. Die Teilnahme an einer Arbeitsgelegenheit
war insbesondere bei Tatigkeiten ohne Ausbildung nicht zwingend kostengiinsti-
ger als die Teilnahme an einer ArbeitsbeschaffungsmaBnahme, die als alternative
EingliederungsmaBnahme des Zweiten Arbeitsmarktes sogar sozialversicherungs-

pflichtige Beschiftigungsverhiltnisse schafft.

Wihrend der MafBinahme priiften die Grundsicherungsstellen nur in Einzelfillen
vor Ort die ordnungsgemife Durchfiihrung der Arbeitsgelegenheit, obwohl diese
Kontrolle wichtig ist, um Verdringungseffekte zu Lasten des allgemeinen Ar-
beitsmarktes und Wettbewerbsvorteile der Mallnahmetrdger weitgehend auszu-
schlieBen. 20 % der wenigen Kontrollen fiihrten zu erheblichen Beanstandungen.

Die Vermittlungsaktivitdten der Grundsicherungsstellen gegeniiber den Malinah-
meteilnehmemn waren hdufig unzureichend. So hatten es die Grundsicherungsstel-
len in einem Drittel der gepriiften Fille unterlassen, die Teilnahme an der Ar-
beitsgelegenheit und die dabei zu gewinnenden Fertigkeiten zum Bestandteil einer
Eingliederungsvereinbarung mit dem erwerbsfihigen Hilfebediirftigen zu machen.
In der Hilfte der Fille filhrten sie mit den Teilnehmern keine Beratungs- oder
Vermittlungsgesprache und waren daher nicht in der Lage, etwaige Probleme bei
der Durchfiihrung der Mainahmen zu erkennen und gegebenenfalls gegenzusteu-
em. Zudem lieBen sich die Grundsicherungsstellen von den MafBnahmetrigem
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héufig keine Ergebnisberichte vorlegen oder werteten die wihrend der MaBnahme
erworbenen Kenntnisse und Qualifikationen der erwerbsfahigen Hilfebediirftigen
nicht aus. Sie konnten damit nicht beurteilen, ob durch die Arbeitsgelegenheiten
die individuellen Kompetenzen der erwerbsfihigen Hilfebediirftigen geftrdert
und Vermittlungshemmnisse abgebaut wurden. Die Méglichkeiten, sachgerechte
Anschluss-Eingliederungsstrategien zu entwickeln, waren dadurch erheblich ein-
geschrankt.

Die Grundsicherungsstellen werden nach Auffassung des Bundesrechnungshofes
kiinftig intensiv zu priifen haben, ob die Férderungsvoraussetzungen, insbesonde-
re die Zusitzlichkeit der Arbeiten, eingehalten werden. Hierzu haben die Mal-
nahmetriger die MaBBnahmeinhalte, vor allem die auszufiihrenden Titigkeiten und
Qualifizierungen, konkret zu beschreiben und zu belegen. Die Grundsicherungs-
stellen werden zudem in ausreichendem Umfang Kontrollen vor Ort durchzufiih-
ren haben. Andemnfalls kann nicht ausgeschlossen werden, dass Mafinahmetriger
Pflichtaufgaben auf Kosten der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende verrichten
oder dass in den Wettbewerb eingegriffen wird und gegebenenfalls regulire Ar-
beitsplitze verdringt werden. Bei Uberpriifung einer MaBnahme ist insbesondere
darauf zu achten, dass die Teilnehmer maflnahmegerecht eingesetzt werden und
anwesend sind sowie die beantragten Qualifizierungen auch tatsichlich durchge-
fiihrt werden. Das Bundesministerium sollte zur Sicherstellung eines einheitlichen

Mafstabs eine allgemeingiiltige Arbeitshilfe bereitstellen.

Vor der Gewihrung von pauschalen Zuschiissen an Maflnahmetrdger sollten sich
die Grundsicherungsstellen die tatsdchlich zu erwartenden Kosten nachweisen las-
sen. Bei Bemessung der Pauschale miissen zudem die voraussichtlich zu erzielen-
den Einnahmen (z.B. Nutzungsentgelte oder Verkaufserlose), das Eigeninteresse
des Trigers an der Durchfiihrung der MaBBnahme und Leistungen Dritter angemes-

sen beriicksichtigt werden,

Des Weiteren haben die Grundsicherungsstellen ihre Vermittlungsaktivititen ge-
geniiber Teilnehmem an Arbeitsgelegenheiten zu verstirken. Hierzu gehort zum
einen, dass in der Eingliederungsvereinbarung ein auf die individuellen Bediirf-
nisse und Fahigkeiten des erwerbsfihigen Hilfebediirftigen zugeschnittener, die
Erfordernisse des Arbeitsmarktes beriicksichtigender MaBnahmekatalog festgelegt
wird. Zu den nicht auf die MaBnahmetriger delegierbaren Kernaufgaben der
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Grundsicherungsstellen gehort auch, die wesentlichen Bestandteile der Arbeitsge-
legenheiten festzulegen sowie die Teilnehmer sachgerecht auszuwihlen. Ein re-
gelmiBiger Kontakt der Grundsicherungsstelle mit den erwerbsfidhigen Hilfebe-
diirftigen auch wihrend der Mafinahme ist schon deshalb erforderlich, um einen
erwerbsfahigen Hilfebediirftigen gegebenenfalls abberufen und einer anderen pas-
senderen, arbeitsmarktndheren oder moglicherweise kostengiinstigeren Mafinah-
me zuweisen zu konnen. Dies ist umso dringlicher, als die Teilnahme an einer Ar-
beitsgelegenheit nicht zwingend das preiswertere Instrument gegeniiber der Teil-
nahme an einer Arbeitsbeschaffungsmalinahme ist. Nach Auffassung des Bundes-
rechnungshofes sollten die Zielerreichung und die Wirtschaftlichkeit der beiden

arbeitsmarktpolitischen Instrumente umfassend evaluiert werden.

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, die vom Bundesrechnungshof dargestellten
Unzuldnglichkeiten derzeit sorgfiltig zu priifen. Es kénne deshalb erst bis Ende
Juni 2006 im Rahmen der Erdrterungen des laufenden Priifungsverfahrens Stel-

lung nehmen.

Priifung ausgewihlter Merkmale bei der Leistungsgewihrung

Erwerbsfihigkeit

Die Erwerbsfihigkeit gehért zu den zentralen Anspruchsvoraussetzungen fiir das
Arbeitslosengeld II. Erwerbsfihig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinde-
rung auf absehbare Zeit auBlerstande ist, unter den iiblichen Bedingungen des Ar-
beitsmarktes wenigstens drei Stunden tiglich erwerbstitig zu sein (§ 8 Abs. 1
SGB II).

Die Grundsicherungsstellen hatten in beinahe jedem zehnten vom Bundesrech-
nungshof gepriiften Leistungsfall die Erwerbsfihigkeit nicht liberzeugend festge-
stellt. So griffen sie offensichtliche Zweifel an der Erwerbsfihigkeit nicht konse-
quent auf und nutzten nicht ausreichend die bei anderen Leistungstrigern vorhan-
denen #rztlichen oder psychologischen Gutachten. Mitteilungen der Krankenkas-
se, wonach eine Aussteuerung wegen andauernden Krankengeldbezugs erfolgt sei
oder drohe, blicben wiederholt unbeachtet. Zeiten der Arbeitsunfihigkeit wurden
héufig erst nach sechs Monaten zum Anlass genommen, weitergehende Ermitt-

Iungen zur Erwerbsfahigkeit einzuleiten.
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In mehr als jedem fiinften relevanten Fall hatten die Grundsicherungsstellen aus-
weislich der Leistungsakte des Weiteren nicht gepriift, ob auslindische An-
tragsteller aus rechtlicher Sicht erwerbsfihig waren.” Die Grundsicherungsstellen
informierten in keinem Fall die zustindige Auslidnderbehorde iiber die Antragstel-
lung durch so genannte Drittstaatsangehorige (Staatsangehdrige, die nicht aus der
Europédischen Union oder dem Europidischen Wirtschaftsraum stammen), obwohl
ein Leistungsbezug Auswirkungen auf den Aufenthaltstitel haben konnte.

Die Bundesagentur hatte zum Zeitpunkt der Erhebung noch keine Hinweise zur

Erwerbsfidhigkeit aus rechtlicher Sicht bei Ausldndern herausgegeben.

Bei fehlender Erwerbsfahigkeit kénnen die mafigeblichen Ziele der Grundsiche-
rung fiir Arbeitsuchende, die Integration in Arbeit und die Sicherung des Lebens-
unterhaltes aus eigenen Mitteln und Kriften, nicht erreicht werden. Eine besonde-
re Bedeutung kommt dem Merkmal in den Fillen zu, in denen die Erwerbsfihig-
keit eines Hilfebediirftigen auch iiber die Rechtskreiszugehdorigkeit aller iibrigen
Mitglieder seiner Bedarfsgemeinschaft und damit {iber deren Leistungsanspriiche
entscheidet.

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes haben die Grundsicherungsstellen
das Vorliegen der Erwerbsfihigkeit zukiinftig intensiv zu priifen. Um Uberzah-
lungen zu vermeiden und die mit der nachtriglichen Geltendmachung von Erstat-
tungsanspriichen verbundenen Nachteile zu verringern, regen wir zudem an, die
Erwerbsfahigkeit — in Anlehnung an die Bestimmungen des Bundesbeamtengeset-
zes zur Dienstunfihigkeit eines Beamten — bereits nach einer mindestens dreimo-
natigen Arbeitsunfihigkeit innerhalb der zuriickliegenden sechs Monate zu prii-

fen.

Mit Blick auf die Komplexitit der Materie wird die Bundesagentur umgehend
Weisungen zur Erwerbsfahigkeit aus rechtlicher Sicht bei Auslandemn bereitstellen

miissen.

Das Bundesministerium priift derzeit, ob es die Anregung des Bundesrechnungs-
hofes aufgreifen und die Erwerbsfihigkeit zukiinftig bereits nach dreimonatiger
Arbeitsunfihigkeit priifen lassen sollte. Es gibt aber zu bedenken, dass dies zu ei-

Ein ausldndischer Hilfebediirftiger ist rechtlich erwerbsfihig, wenn ihm die Aufnahme einer Be-
schiftigung erlaubt ist oder erlaubt werden kinnte (§ 8 Abs. 2 SGB II),
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nem sehr verwaltungsaufwindigen Verfahren fiilhren kénnte. Zu den fehlenden
Weisungen zur Erwerbsfihigkeit aus rechtlicher Sicht hat es sich nicht gedufert,

Der Einwand eines hohen Verwaltungsaufwandes iiberzeugt nicht. Die Leistungen
der Grundsicherung sind darauf auszurichten, die Erwerbsfihigkeit eines Hilfebe-
diirftigen im Bedarfsfall zu verbessern oder wieder herzustellen (§ 1 Abs. 1 Satz 4
Nr. 2 SGB II). Dies setzt im Falle linger andauernder Zeiten der Arbeitsunfihig-
keit ohnehin voraus, dass die Erwerbsfihigkeit als zwingende Voraussetzung fiir
den Leistungsbezug im konstruktiven Dialog mit dem Hilfebediirftigen geklirt
wird. Der hierdurch entstehende Verwaltungsaufwand ist vor der iiberragenden
Ausrichtung der Grundsicherungsaktivititen auf Verbesserung oder Wiedererlan-
gung der Erwerbsfahigkeit nicht vermeidbar. Mit Blick auf den im Bereich der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende garantierten Betreuungsschliissel diirfte die-

ser Aufwand fiir die Grundsicherungsstellen zudem durchaus zumutbar sein.

Zu beriicksichtigendes Vermigen eines Hilfebediirftigen

Leistungen der Grundsicherung erhalten nur hilfebediirftige Personen. Hilfebe-
diirftig ist, wer seinen Lebensunterhalt, seine Eingliederung in Arbeit und den Le-
bensunterhalt der mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht
oder nicht ausreichend aus eigenen Kriften und Mitteln, insbesondere nicht durch
Aufnahme einer zumutbaren Arbeit oder aus seinem zu beriicksichtigenden Ver-
mogen sichern kann (§ 9 Abs. 1 SGB II). Aus diesem Grund ist es wichtig, die

Vermdogensverhaltnisse eines Antragstellers verldsslich zu ermitteln.

Die Grundsicherungsstellen hatten die Vermdgensverhiltnisse nach den Feststel-
lungen des Bundesrechnungshofes in sieben von zehn gepriiften Fillen nicht oder
nicht zutreffend gepriift. Die zugelassenen kommunalen Triger arbeiteten hier in
der Regel sorgfiltiger als die gepriiften Arbeitsgemeinschaften. Ihnen diirften die
bei der Gewidhrung von Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz gesammel-
ten Erfahrungen zugute gekommen sein.

Die Grundsicherungsstellen gingen in weniger als jedem zehnten Leistungsfall
davon aus, dass der zuldssige Freibetrag tiberschritten und Vermdégen anzurechnen
sei. Dieser vergleichsweise geringe Anteil konnte auch auf eine unzureichende
Sachverhaltsermittlung zuriickzufiihren sein. Zudem haben die Antragsteller in
dem bundesweit genutzten Antragsvordruck fiir das Arbeitslosengeld II zunéchst
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durch bloes Ankreuzen zu erkldren, ob ihr Vermdogen nach eigener Einschitzung
eine bestimmte Wertgrenze iibersteige.® Nur wenn sie dies tun, haben sie auf ei-

nem Zusatzblatt ausfiihrlich iiber ihr Vermogen Auskunft zu erteilen.

Bei der Ermittlung und Bewertung von Vermégen fanden wir hiufig wiederkeh-
rende Fehler. So fehlten bei der Bewertung von Liegenschaften meist die erforder-
lichen Nachweise zum Wert und zur Grofle des Objektes. Bei der Priifung von
Geldanlagen unterlicBen es die Grundsicherungsstellen oft, aktuelle Nachweise
anzufordem oder etwaigen Vermdgensverlagerungen vor Antragstellung nachzu-
gehen. Die gesetzlich vorgesehene Mdoglichkeit, Kapitalertréige eines Hilfebediirf-
tigen mittels eines automatisierten Datenabgleichs mit dem Bundesamt fiir Finan-
zen aufzudecken, nutzten sie nur unzureichend. Bei Erklédrungen zum Kraftfahr-
zeug fehlte es oft an der genauen Bezeichnung des Fahrzeugtyps, der Laufleistung

oder des Alters, so dass der Wert nicht zuverldssig ermittelt werden konnte.

Nach den Hinweisen im Antragsvordruck sind zur Bewertung des Vermdgens
»geeignete” Nachweise beizubringen. Es ist indes nicht einheitlich festgelegt, um
welche es sich hierbei handelt. Die Bundesagentur hat fachliche Hinweise entwi-
ckelt, die lediglich Empfehlungscharakter haben. Der Landkreistag und der Stid-
tetag [ haben fir zugelassene kommunale Triger in [
I ciccoc Richtlinien herausgegeben, die sich insbesondere bei der Be-
urteilung der Verwertbarkeit cines Grundstiicks und ciner Kapitallebensversiche-
rung von den Hinweisen der Bundesagentur unterscheiden. Die Grundsicherungs-
stellen forderten zudem in sehr unterschiedlichem MaBe Nachweise zur Bewer-

tung des Vermdogens ein.

Der Bundesrechnungshof hat im Interesse einer gerechten und zugleich wirt-
schaftlichen Priifung des zu beriicksichtigenden Vermégens empfohlen, einheit-
lich verbindlich vorzugeben, welche Nachweise fiir die Feststellung des Vermé-
gens zu erbringen sind. Das Bundesministerium sollte insoweit von seiner Ver-
ordnungserméchtigung nach § 13 Satz 1 Nr. 2 SGB II Gebrauch machen. Fiir den
Bereich des Grundvermégens halten wir insbesondere den Nachweis iiber die
GroBe des Grundstiicks (etwa durch Kopie des Grundbuchauszugs) und der
Wohnfliche (etwa durch Kopie der Unterlagen zur Gebdudeversicherung) fiir un-

verzichtbar. Als Nachweis des Verkehrswertes eignet sich ein Auszug aus der Bo-

Diec Wertgrenze liegt fiir ledige Personen bei 4 850 und fiir verheiratete bei 9 700 Euro.
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denrichtwerttabelle bei unbebauten oder die Kaufpreissammlung der Gutachter-
ausschiisse bei bebauten Grundstiicken. Zur verlédsslichen Erfassung und Bewer-
tung von Kapitalvermogen sollten aussagekriftige und aktuelle Konto- oder De-
potausziige vorgelegt werden. Fiir die Bewertung eines Kraftfahrzeuges sind die
im Internet angebotenen Wertermittlungsprogramme zu nutzen. Um die rechtli-
chen Maoglichkeiten der Grundsicherungsstellen bei der Ermittlung von Kapital-
vermogen zu stirken, hatten wir angeregt, iiber das Bundesamt fiir Finanzen eine
Auskunftspflicht der Kreditinstitute gegeniiber den Grundsicherungsstellen zu

9
schaffen.

Eine wesentliche Ursache fiir die unbefriedigende Priifung und Anrechnung von
Vermogen sehen wir in dem derzeitigen Antragsverfahren und in nicht einheitli-
chen Weisungen. Es kann nicht hingenommen werden, dass die auf einer subjek-
tiven Einschédtzung beruhende, pauschale Aussage eines Antragstellers, liber kein
Vermdgen zu verfligen, jede Vermogenspriifung ausschlieft.

Das Bundesministerium hat angekiindigt, dass die Bundesagentur kurzfristig die
Ablauforganisation der Antragsbearbeitung optimieren und der Priifung der Ver-
mogensverhiiltnisse hierbei besondere Beachtung schenken werde. Zudem wiirden
noch im ersten Halbjahr 2006 besondere Arbeitshilfen zum Einsatz kommen. Au-
Berdem sollen Mitarbeiter gezielt geschult werden. Die umfassende Erkldrung ii-
ber die Vermogensverhiltnisse soll, unserem Hinweis entsprechend, in jedem Fall

auf dem Ergidnzungsbogen vorgenommen werden.

Zur Sicherstellung einheitlicher Weisungen und Vorgehensweisen von zugelasse-
nen Trigerm und Arbeitsgemeinschaften hat das Bundesministerium zugesagt,
sich zukiinftig noch intensiver um eine Abstimmung mit Bundesagentur und
kommunalen Spitzenverbénden zu bemiihen, Die Aufnahme einheitlicher Vorga-
ben in einer Rechtsverordnung hilt es nicht fiir den richtigen Weg, ohne dies je-
doch weiter zu begriinden.

Der Bundesrechnungshof hilt die angekiindigten Mallnahmen fiir sachgerecht.
Zudem diirftc auch das beabsichtigte Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsiche-
rung fiir Arbeitsuchende — SGB II-Fortentwicklungsgesetz — dazu beitragen, ver-

]

Seit 01.01.2006 verrichtet das Bundeszentralamt fiir Steuern diese Aufgaben des ehemaligen
Bundesamtes fiir Finanzen.
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schwiegenes Vermogen aufzudecken, indem insbesondere Grundsicherungsstellen

Anspriiche auf Auskunfiserteilung gegeniiber dem Kraftfahrt-Bundesamt und dem
Bundeszentralamt fiir Steuern erhalten.

Ob die derzeit beabsichtigten Schritte ausreichen, das Vermdgen eines Hilfebe-
diirftigen zutreffend einzuschétzen und im Rahmen der Leistungsgewihrung zu

beriicksichtigen, werden wir bei kiinftigen Priifungen untersuchen.

Vermutung des Verwandtenunterhalts in Haushaltsgemeinschaften

Zur verldsslichen Einschidtzung der Hilfebediirftigkeit eines Antragstellers ist zu
priifen, ob dieser Zuwendungen von nahe stehenden Personen erhilt. Mit Blick
auf ein tradiertes Familienbild, wonach sich Verwandte in Notsituationen gegen-
seitig unterstiltzen, besteht die gesetzliche Vermutung, dass Hilfebediirftige von
Angehorigen, die mit diesen im selben Haushalt wohnen und ,,aus einem Topf*
wirtschaften, Leistungen erhalten, soweit dies nach ihren personlichen Verhiltnis-

sen erwartet werden kann.

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes hatten die Grundsicherungs-
stellen in sechs von zehn relevanten Féllen nicht oder nur unzureichend gepriift,
ob die Voraussetzungen der vorgenannten gesetzlichen Vermutung vorlagen.
Héufig hatten es die Grundsicherungsstellen unterlassen, Einkommen und Ver-
mogen der Angehorigen zur Bestimmung ihrer Leistungsfahigkeit zu ermitteln. In
zahlreichen weiteren Fillen nahmen sie unberechtigt die Voraussetzungen fiir die

Widerlegung der gesetzlichen Unterhaltsvermutung an.

Die Grundsicherungsstellen sollten zukiinftig die Leistungsfihigkeit der in Haus-
haltsgemeinschaft mit dem Hilfebediirftigen lebenden Angehorigen sorgfiltig prii-
fen. Hierzu gehort zunéchst, dass Angehorige im Bedarfsfall vollstindige Erkld-

rungen iiber ihr Einkommen und Vermégen beibringen.

Mit Riicksicht auf die Darlegungs- und Beweispflicht des Hilfebediirftigen wird
man von einer Widerlegung der gesetzlichen Vermutung erst ausgehen kdénnen,
wenn neben der glaubhafien und zweifelsfreien Versicherung des Hilfebediirfti-
gen nachvollziehbare und tiberpriifbare Tatsachen die Richtigkeit der Vermutung
erschiittern. Bei leistungsfihigen Angehorigen wird man zur Widerlegung der ge-

setzlichen Unterhaltsvermutung auch von diesen — nicht allein vom Antragsteller
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bzw. Hilfebediirftigen — eine substantiierte Erkldrung erwarten diirfen. Das gilt in

besonderem Mafle fiir Angehorige, die gegeniiber dem Hilfebediirftigen unter-
haltspflichtig sind.

Das Bundesministerium hat sich zu unseren Hinweisen nicht geduf3ert.

Vorrangige Leistungen anderer Sozialleistungstriger

Um den schwierigen Arbeitsmarktbedingungen fiir dltere Hilfebediirftige gerecht
zu werden, ermoglicht es der Gesetzgeber 58jdhrigen und Alteren, Arbeitslosen-
geld II in Anspruch zu nehmen, ohne arbeitsbereit zu sein und ohne Eigenbemii-
hungen zu dokumentieren (§ 65 Abs. 4 Satz 1 SGB 1I). Im Gegenzug verpflichten
sich die Leistungsempfinger, zum friihestmdglichen Zeitpunkt eine ungeminderte
Altersrente zu beantragen. Die zugrunde liegenden gesetzlichen Vorschriften sind
zeitlich befristet und schlieflen Personen aus, die erst nach dem 1. Januar 2008 58
Jahre alt werden.

Nach den Erkenntnissen des Bundesrechnungshofes waren die Grundsicherungs-
stellen in der iiberwiegenden Zahl der gepriiften Fille nicht der Frage nachgegan-
gen, ob Hilfebediirftige, die 58 Jahre und ilter waren und Arbeitslosengeld II un-
ter erleichterten Voraussetzungen erhielten, einen Anspruch auf ungeminderte Al-
tersrente hatten. Entgegen der gesetzlichen Verpflichtung hatten sie die hierfiir in
Betracht kommenden erwerbsfdhigen Hilfebediirftigen auch nicht aufgefordert,

alsbald einen Rentenantrag zu stellen.

Da der Zeitpunkt, ab dem eine Rente ohne Abschlidge beantragt werden kann, nur
mit vertieften rentenrechtlichen Kenntnissen verldsslich zu bestimmen ist, regen
wir an, dass den erwerbsfihigen Hilfebediirftigen rechtzeitig vor Vollendung des
60. Lebensjahres (rentennahe Jahrgiange) im Rahmen der Eingliederungsvereinba-

rung aufgegeben wird, eine aktuelle Rentenauskunft beizubringen.

Das Bundesministerium hat sich unserer Auffassung angeschlossen, bislang aber
keine MaBlnahmen angekiindigt.
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Fehlende Erreichbarkeit von erwerbsfihigen Hilfebediirftigen
Die Erreichbarkeit eines erwerbsfihigen Hilfebediirftigen, etwa um umgehend auf
einen Vermittlungsvorschlag zu reagieren, ist wesentliche Voraussetzung fiir eine

Eingliederung in Arbeit.

Die Grundsicherungsstellen hatten in mehr als der Hilfte der gepriiften Fille das
Instrument der Eingliederungsvereinbarung nicht genutzt, um die Erreichbarkeit
erwerbsfihiger Hilfebediirftiger sicherzustellen und ihnen verbindlich auf-

zugeben, sich im zeit- und ortsnahen Bereich aufzuhalten.

Sicher auch wegen fehlender gesetzlicher Vorschriften und verbindlicher Weisun-
gen zu diesem Thema gewihrten die Grundsicherungsstellen in Zeiten fehlender
Erreichbarkeit eines Hilfebediirftigen Leistungen in unterschiedlicher Linge und
Hohe. Bei der Genehmigung von Abwesenheitszeiten handelten sie hdufig nach

nicht iiberzeugenden Kriterien und nach einem nicht einheitlichen Maf3stab.

Da die Erreichbarkeit eines erwerbsfihigen Hilfebediirftigen nicht ausdriicklich
gesetzlich gefordert ist, muss sie konsequent und ausnahmslos in die Eingliede-
rungsvereinbarung aufgenommen werden. Andernfalls kann die Integration in Ar-
beit erschwert oder sogar vereitelt werden. Zudem konnen leistungsrechtliche
Sanktionen nur bei Verstof gegen eine ausdriicklich in der Eingliederungsverein-

barung geregelte Obliegenheit verhangt werden.

Mit Blick auf die unbefriedigende Abschlusspraxis von Eingliederungsvereinba-
rungen (s. Ziff. 2.1) sollte der Gesetzgeber die rechtlichen Mdglichkeiten fiir den
Eintritt einer leistungsrechtlichen Sanktion bei einem ungenehmigten Aufenthalt
auflerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs erleichtern und die Rolle der Grundsi-
cherungsstellen stirken. Gerade die zum Teil erhebliche Wartezeit zwischen dem
Antrag auf Leistungen und dem Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung ist
derzeit nicht sanktionsbewehrt. Dabei ist sich der Bundesrechnungshof im Klaren,
dass eine prizise Eingliederungsvereinbarung erst dann sinnvoll ist, wenn die tat-
sdchlichen Stirken und Schwichen eines erwerbsfihigen Hilfebediirftigen ver-

ldsslich eingeschétzt werden kénnen.

Fiir eine Verschirfung der Sanktionsmdéglichkeiten bei fehlender Erreichbarkeit
spricht auch eine Gleichbehandlung mit den Empfingern von Arbeitslosengeld I,
denen bei ungenehmigten Abwesenheitszeiten sogar eine der Voraussetzungen fiir

den Leistungsbezug in Gestalt der so genannten Verfiigbarkeit fehlt. Die Verfiig-
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barkeit setzt voraus, dass ein Arbeitsloser Vorschldgen der Agentur fiir Arbeit zur
beruflichen Integration zeit- und ortsnah Folge leisten kann (§ 119 Abs. 5 Satz ]
Nr. 2 SGB III).

Die vorgenannten Argumente konnten auch dafiir sprechen, die Leistungen der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ebenso wie die Leistungen der Arbeitsforde-
rung im Rechtskreis des SGB III von vomherein von einem weiteren Tatbe-
standsmerkmal — dem der vorgenannten Verfligbarkeit — abhéngig zu machen. Die
Grundsicherungsstellen konnten dadurch erheblich wirksamer auf fehlende Er-
reichbarkeit, die Zeichen fiir mangelnde Arbeitsbereitschaft sein kann, reagieren.
Wenn sich der Gesetzgeber bereits beim beitragsfinanzierten Arbeitslosengeld 1
fiir eine solche Losung entschieden hat, spricht einiges dafiir, beim steuerfinan-

zierten Arbeitslosengeld Il eine vergleichbare Regelung zu treffen.

Fiir die Genehmigung von Abwesenheitszeiten sollte den Grundsicherungsstellen

in jedem Fall ein verbindlicher und einheitlicher MaBstab vorgegeben werden.

Das Bundesministerium teilt unsere Auffassung, dass die Pflicht zur Erreichbar-
keit in die Eingliederungsvereinbarung mit aufzunehmen ist. Es sieht im Ubrigen
aber keine Notwendigkeit, die Sanktionsméglichkeiten bei fehlender Erreichbar-
keit zu verschirfen. Ein zusétzliches feststehendes Tatbestandsmerkmal im Sinne
der Verfiigbarkeit widerspriche zudem der Philosophie des Férderns und For-
demns, die in einer individuellen und gerade nicht starren Eingliederungsvereinba-
rung ihren Ausdruck finde. Allein die Tatsache, dass in der Anfangsphase der
Umsetzung des SGB 1I ein langer Zeitraum bis zum Abschluss der Eingliede-
rungsvereinbarung verstrichen sei, rechtfertige es nicht, von dem jetzigen System

abzuweichen.

Die Argumentation des Bundesministeriums iiberzeugt nicht. Unsere oben erldu-
terten Beanstandungen bei Eingliederungsvereinbarungen (vgl. Ziff. 2.1) be-
schrinkten sich keineswegs auf die Anfangsphase der Umsetzung des SGB II. Da
der Eingliederungserfolg maBigeblich vom Inhalt der Eingliederungsvereinbarung
abhidngt, werden die Grundsicherungsstellen ihre Anstrengungen auf diesem Ge-
biet erhéhen miissen und Eingliederungsvereinbarungen insbesondere erheblich
frither schlieBen und praziser gestalten miissen. Aufgrund der festgestellten Mén-
gel im vierten Quartal 2005 und ersten Quartal 2006 und des derzeit nicht sankti-
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onsbewehrten Zeitraumes bis zum Abschluss der Eingliederungsvereinbarung hal-
ten wir es weiterhin fiir angezeigt, die Sanktionsméglichkeiten bei fehlender Er-

reichbarkeit zu verschirfen.

Im Ubrigen bleibt es dabei, dass den Grundsicherungsstellen ein einheitlicher und
verbindlicher MaBstab fiir genehmigungsfihige Abwesenheitszeiten gegeben wer-
den sollte, den wir den aktuellen Arbeitshilfen und fachlichen Hinweisen der
Bundesagentur nicht entnehmen kénnen. Nur bei stindiger Erreichbarkeit eines
Hilfebediirftigen ist sichergestellt, dass dieser zeitnah auf Betreuungsangebote
und Vermittlungsvorschldge reagieren und schnellstméglich in Beschiftigung o-
der in MaBnahmen — auch zur Uberpriifung der Eingliederungsbereitschaft — ein-
miinden kann,

Abrechnung und Erstattung der Verwaltungskosten der Triger
der Grundsicherung

Kosten fiir die Einfiihrung der Grundsicherung (Implementierungskosten)
Der Bund hatte im Haushaltsplan 2004 fiir die Vorbereitungsarbeiten im Zusam-
menhang mit der Einfithrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (so genann-
te Implementierungskosten) einen Betrag in H6he von 550 Mio. Euro zur Verfii-
gung gestellt. Zu den Implementierungskosten gehorten z.B. Personalkosten,
Sachkosten, Kosten fiir Hard- und Software, Kosten fiir bauliche Maflnahmen,
Schulungs- und Beratungskosten sowie Kosten fiir die Ersteingabe von Leistungs-
antrdgen. Mit den veranschlagten Haushaltsmitteln sollten die Voraussetzungen
dafiir geschaffen werden, dass die Leistungstriger ihre Arbeit mit Inkrafttreten
des SGB 1I zum 1. Januar 2005 sachgerecht aufnehmen konnten.

Das Bundesministerium kiindigte den zustdndigen Landesministerien im Juli 2004
an, dass den zugelassenen kommunalen Trigemn im Interesse fairer Ausgangsbe-
dingungen Implementierungskosten je Bedarfsgemeinschaft in gleicher Hohe wie
der Bundesagentur erstattet werden sollten. Zur Abrechnung der Implementie-
rungskosten schloss es in der Folge mit der Bundesagentur und mit den zugelas-
senen kommunalen Trigern Verwaltungsvereinbarungen. Wihrend die Verwal-
tungsverembarung mit der Bundesagentur einen nach oben verinderbaren Er-
méchtigungsrahmen vorsah, setzte das Bundesministerium in den Vereinbarungen
mit den zugelassenen kommunalen Trigem Héchstgrenzen von 150 Euro je Be-

darfsgemeinschaft fest.
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Die Bundesagentur machte in ihrer Abrechnung Implementierungskosten in Hohe
von 530 Mio. Euro geltend. Die kalkulatorischen Kosten (wie kalkulatorische Ab-
schreibungen auf Anlagegiiter, kalkulatorische Mieten und kalkulatorische Zin-
sen) wies sie dem Grunde und der Hohe nach nicht gesondert aus, obgleich sie
hierzu nach der Verwaltungsvereinbarung verpflichtet war. Das Bundesministeri-
um erstattete der Bundesagentur knapp 515 Mio. Euro. Dies entspricht einem Be-
trag in Hohe von durchschnittlich 223 Euro je Bedarfsgemeinschaft.

Die zugelassenen kommunalen Triger machten Implementierungskosten in Hohe
von 63 Mio. Euro geltend. Das Bundesministerium erstattete knapp 53 Mio. Euro.
Im Schnitt entspricht dies einem Betrag in Héhe von 147 Euro je Bedarfsgemein-
schaft.

Das Bundesministerium priifte die Abrechnungen der Implementierungskosten
sachlich nicht oder nur unzureichend. Zudem ging es den Ursachen fiir die deutli-
chen Unterschiede der Implementierungskosten nicht nach. Hierfiir ursdchlich war
auch, dass es das Bundesministerium lange Zeit versdumt hatte, eine Priifungs-
gruppe fiir den Zahlungsverkehr im SGB 11 einzurichten, obwohl dafiir Planstellen
zur Verfligung standen.

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bundesministerium der Bun-
desagentur die geltend gemachten Implementierungskosten ohne sachliche Prii-
fung erstattet hatte, wihrend die Kostenerstattung bei zugelassenen kommunalen
Trigern auf 150 Euro je Bedarfsgemeinschaft ,,gedeckelt war, selbst dann, wenn
die tatsichlichen Kosten diese Grenze iiberschritten. Es setzte sich hiermit in Wi-
derspruch zu seinen Ankiindigungen, den zugelassenen kommunalen Trigern
Implementierungskosten in gleichem Umfang wie der Bundesagentur zu erstatten.
Ferner war diese Verfahrensweise nicht mit dem Ziel des Gesetzgebers vereinbar,
gleiche ,,Startvoraussetzungen™ fiir einen Wettbewerb unter gleichberechtigten
Leistungstrdgern zu schaffen.

Das Bundesministerium hilt die unterschiedlichen ErstattungsmaBstibe fiir sach-
gerecht. So hitte den bei der Bewirtschaftung von Bundesmitteln unerfahrenen
zugelassenen kommunalen Trégern kein Anreiz zu einer mdglichst hohen Verwal-
tungskostenerstattung eingerdumt werden sollen. Die Bundesagentur habe demge-
geniiber aufgrund ihrer organisationsrechtlichen Ausgestaltung als Kérperschaft
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des offentlichen Rechts mit Selbstverwaltung die erforderlichen Kosten fiir die

Implementierung selbst definieren konnen.

Im Ubrigen seien die Ausgangsbedingungen fiir die zugelassenen kommunalen
Triger durch die unterschiedliche Zuweisung fiir Verwaltungskosten nicht negativ
beeinflusst worden, da insoweit auch andere Bewertungsparameter — wie z.B. die
intensivere Betreuung durch den Bund — herangezogen werden miissten. Die zu-
gelassenen kommunalen Tréger hitten friihestens ab September 2004 mit einer
Erstattung threr Verwaltungskosten rechnen kdnnen. Demgegeniiber habe die
Bundesagentur, die bereits seit dem 1. Januar 2004 als Triger feststand, fiir das

ganze Jahr Vorlaufkosten in Rechnung stellen kénnen.

Das Bundesministerium rdumt ein, dass der Erstattungsvereinbarung mit der Bun-
desagentur aufgrund iibergeordneter Ziele ,,gegebenenfalls auch Kompromisse*
zugrunde gelegen hitten.

Die Argumentation des Bundesministeriums iiberzeugt nur teilweise. Der Bundes-
rechnungshof erkennt an, dass ein unterschiedlicher Leistungsumfang Einfluss auf
die Hohe der anfallenden Verwaltungskosten haben kann. Gleichwohl sind die
vom Bundesministerium gewahlten unterschiedlichen Kriterien nicht sachgerecht.
So ist die gegeniiber der Bundesagentur vergleichsweise kurze Zeit der zugelasse-
nen kommunalen Triger fiir die Vorbereitungsarbeiten im Zusammenhang mit der
Einfiihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende kein geeignetes Kriterium fiir
eine Begrenzung der Erstattungsfihigkeit notwendiger Implementierungskosten.
Auch die Bewirtschaftungserfahrung der Bundesagentur garantiert weder eine im
Vergleich zu den kommunalen Trigern wirtschaftliche Verwendung der vom
Bund zur Verfiigung gestellten Haushaltsmittel, noch rechtfertigt sie die Entschei-
dung des Bundesministeriums, dass die Bundesagentur die erforderlichen Kosten

zur Implementierung ohne ,,Deckelung* selbst definieren konnte.

Laufende Verwaltungskosten

Mit Inkrafttreten des SGB II zum 1. Januar 2005 hatte das Bundesministerium zur
Abrechnung und Erstattung der laufenden Verwaltungskosten keine verbindlichen
Regelungen getroffen. Dies fiihrte auf Seiten des Bundesministeriums zu hohem
Verwaltungsaufwand. Da die Leistungstriger kalkulatorische Kosten abrechnen
konnten, bestand ferner das Risiko von Doppelabrechnungen: So konnte bei-
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spielsweise nicht ausgeschlossen werden, dass kalkulatorische Kosten fiir Ab-
schreibungen erstattet werden und (zu einem spéiteren Zeitpunkt) zusitzlich Auf-
wendungsersatz fiir Neuanschaffungen geleistet wird.

Das Bundesministerium erstellte im November 2005 eine Arbeitshilfe zur Ab-
rechnung der Verwaltungskosten, um diese den zugelassenen kommunalen Tri-
gern unverbindlich zur Verfiigung zu stellen. Der Bundesrechnungshof hat dazu
eine Reihe von Empfehlungen gegeben, die das Bundesministerium im Wesentli-
chen aufgegriffen hat. Durch Hinweise zur Abrechnung kalkulatorischer Kosten-
elemente wird das Risiko von Doppelabrechnungen kiinftig verringert. Die Vor-
gabe der Abrechnungsmodalititen wird zu ciner wesentlichen Arbeitserleichte-
rung fiihren. Zudem besteht damit die Méglichkeit, die von der Bundesagentur
abgerechneten Verwaltungskosten mit denen der zugelassenen kommunalen Tri-

ger zu vergleichen.

Der Bundesrechnungshof hat es als notwendig angesehen, dass das Bundesminis-
terium das Abrechnungsverfahren nicht nur der Bundesagentur, sondern auch den
zugelassenen kommunalen Trigern verbindlich vorgibt. Nur dann kénnen zu ge-
gebener Zeit verldssliche Aussagen dazu getroffen werden, in welcher Organisa-
tionsform die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende wirtschaftlicher

erbracht werden.

Das Bundesministerium beabsichtigt, mit dem SGB II-Fortentwicklungsgesetz
eine Regelung zu treffen, die es ermichtigt, allgemeine Verwaltungsvorschriften
1.5.d. Art. 84 Abs. 2 Grundgesetz zu erlassen. Auf dieser Grundlage kénnte ein
einheitliches Verfahren zur Abrechnung der Verwaltungskosten sichergestelit

werden.

Die beabsichtigte Regelung trdgt dem Anliegen einheitlicher Abrechnungsverfah-
ren fiir die Bundesagentur und die zugelassenen kommunalen Triger Rechnung,
Das Bundesministerium sollte eine Verwaltungsvorschrift zeitnah erlassen, um
die notwendige Transparenz der Verwendung der vom Bund zur Verfligung ge-
stellten Mittel zu gewihrleisten. Die Dringlichkeit ist auch deshalb geboten, um
den notwendigen Kostenvergleich zwischen den Leistungstrigemn auf eine breite

Datenbasis stellen zu kénnen,
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Das Bundesministerium sollte zu gegebener Zeit priifen, ob eine verldssliche Kal-
kulationsgrundlage gegeben ist, um kiinftig Verwaltungskosten als Pauschale zu
gewdhren. Der Bundesrechnungshof wird die dazu ergriffenen MaBnahmen weiter
beobachten.

Steuerung der Grundsicherungstriger
Steuerung der Arbeitsgemeinschaften

Gesamtverantwortung der Bundesagentur

Als Tréager der Grundsicherung bestimmte der Gesetzgeber die Bundesagentur
und kommunale Triiger'®. Um nach auBen als Einheit aufzutreten, sollten die Leis-
tungstriger zur Aufgabenwahmehmung so genannte Arbeitsgemeinschaften er-
richten (§ 44b Abs. 1SBG 11)."

Nach widerstreitenden Auffassungen zur Weisungsbefugnis gegeniiber den Ar-
beitsgemeinschaften unterzeichneten das Bundesministerium, die Bundesagentur,
der Deutsche Stiddtetag und der Stidte- und Gemeindebund am 1. August 2005 die
,Rahmenvereinbarung zur Weiterentwicklung der Grundsitze der Zusammenar-
beit der Triger der Grundsicherung in den Arbeitsgemeinschaften gemill § 44b
Abs. 1 SGBII“ (Rahmenvereinbarung). Der Landkreistag unterzeichnete sie

nicht.

Mit der Rahmenvereinbarung sollen die Kompetenzen der Geschiftsfilhrer der
Arbeitsgemeinschaften erweitert und die dezentrale Verantwortung der Arbeits-
gemeinschaften gestirkt werden. Die Bundesagentur soll im Rahmen der ihr iiber-
tragenen so genannten Gewihrleistungsverantwortung die RechtmaBigkeit der
Leistungserbringung und der Mittelverwendung sowie das Erreichen gemeinsam
vereinbarter Ziele (s. Ziff. 6.1.2) sicherstellen. Die Arbeitsgemeinschaften tragen
die so genannte Umsetzungsverantwortung. Sie entscheiden und gestalten ei-
genstindig die konkrete Umsetzung der Leistungen vor Ort und kénnen selbstidn-
dig MaBinahmen zur Zielerreichung festlegen. Die Bundesagentur verzichtet auf

Weisungen zur operativen Umsetzung.

m Ferner wurden im Rahmen der sog. Experimentierklausel nach § 6a SGB II 69 Kreise und kreis-
freie Stidte als Triger zugelassen, die die Leistung eigenstindig erbringen sollen (zugelassene
kommunale Triger).

»Die Arbeitsgemeinschaft wird bildhaft gesprochen, zum Mantel, in den die Leistungstriger ge-

meinsam schlilpfen, ohne ihre Eigenstindigkeit als Trager der jeweiligen Aufgabenzustindigkeit
zu verlieren®, siehe Rixen in Eicher/Spellbrink SGB II § 44b Rn. 7.
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6.1.1.2 Der Bundesrechnungshof sieht in der vertraglichen Beschrinkung der Bundes-

6.1.1.3

6.1.1.4

agentur auf die Gewihrleistungsverantwortung und in dem Verzicht auf verbind-
liche Weisungen eine unzuldssige Einengung ihrer gesetzlichen Rolle als Leis-
tungstrigerin. Um ihrer Verantwortung fiir die rechtmifige und wirtschaftliche
Aufgabenerledigung durch die Arbeitsgemeinschaften nachzukommen, darf die
Bundesagentur in thren unmittelbaren Einflussmoglichkeiten nicht beschriinkt
werden. Zudem unterliegt sie nach § 47 SGB II der Rechts- und Fachaufsicht des

Bundesministeriums.

Das Bundesministerium teilt nicht die Bedenken, dass die Durchgriffsmdglichkei-
ten der Bundesagentur durch die Trennung in Gewihrleistungs- und Umsetzungs-
verantwortung eingeschrinkt werden. Die Arbeitsgemeinschaften wiirden die
Aufgaben der Agenturen fiir Arbeit aufgrund eines gesetzlichen Auftragsverhilt-
nisses wahmehmen. Der Aufiraggeber sei berechtigt, von den Arbeitsgemein-
schaften Auskunft iiber die Ausfiihrung des Auftrags zu verlangen und die Ar-
beitsgemeinschaften an seine Auffassung zu binden. Die Bundesagentur konne die
RechtmiBigkeit und ZweckmiBigkeit der Leistungserbringung dadurch gewihr-
leisten, dass sie ,die Einhaltung bestimmter Standards (Mindeststandards der
Leistungserbringung, Controlling-Berichterstattung einschlielich Benchmarking,
Anerkennung der bundesweiten Zielvereinbarung) sicherstellt und nur aus-

nahmsweise bei Beschwerden im Einzelfall iiberpriift.

Mit dem SGB II-Fortentwicklungsgesetz soll durch die Anderung des § 44b SGB
I1 klargestellt werden, dass die Bundesagentur befugt ist, die Arbeitsgemeinschaf-
ten bei der Erfiillung des gesetzlichen Auftrags nach § 93 i.V.m. § 89 Abs. 3, 5
SGB X an ihre Auffassung zu binden. Da das Bundesministerium seinerseits der
Bundesagentur Weisungen erteilen kann (§ 47 Abs. 1 S.1 SGB II), soll die Geset-
zesdnderung den liickenlosen Durchgriff auf die Arbeitsgemeinschafien gewihr-

leisten.

Der Bundesrechnungshof nimmt die mit dem SGRB II-Fortentwicklungsgesetz be-
absichtigte Klarstellung des Weisungsrechts der Bundesagentur zur Kenntnis. Er
wird beobachten, ob die Bundesagentur in diesem Rahmen ihren Aufgaben und
Pflichten als Leistungstrdgerin und damit ihrer Gesamtverantwortung fiir die
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RechtmiBigkeit und Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung durch die Ar-

beitsgemeinschaften nachkommen kann.

Steuerung tiber Zielvereinbarungen

Gegenstand der Umsetzungsverantwortung der Arbeitsgemeinschaften ist u.a., das
im Rahmen der Zielvereinbarung angestrebte Ergebnis der Leistungserbringung
zu erreichen und die Qualitit und Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerledigung vor
Ort zu sichem. Bezugsrahmen der von den Arbeitsgemeinschaften zu erreichen-
den Ziele bilden jdhrliche Zielvereinbarungen, die zwischen dem Bundesministe-
rium und der Bundesagentur fiir Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium fiir Finanzen (BMF) abgeschlossen werden (§ 48 Abs.1 SGB II). Diese
werden auf lokaler Ebene durch Vereinbarungen zwischen den Gesellschaftern
(Trigerversammlung) und der Geschiftsfiihrung der Arbeitsgemeinschaften er-
géinzt.

Das Bundesministerium und die Bundesagentur vereinbarten fiir das Jahr 2006 als
dauerhafte geschiftspolitische Ziele die

* Vemingerung der Hilfebediirftigkeit,
* Verbesserung der Integration in Arbeit,
* Sicherung des Lebensunterhaltes und

* Steigerung der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung sowie
als aktuelles Ziel mit herausgehobener arbeitsmarktpolitischer Bedeutung die
* Verbesserung der Eingliederung unter 25jdhriger.

Den geschiftspolitischen Zielen ordneten sie jeweils einen Zielindikator zu, fiir
den Zielwerte vereinbart werden und an dessen Erreichungsgrad die Bundesagen-
tur gemessen wird. Die ,,Verbesserung der Eingliederung unter 25jdhriger* wird
beispielsweise am Zielindikator ,,Anteil der Abginge Hilfebediirftiger am Bestand
erwerbsfahiger Hilfebediirftiger unter 25 Jahren* gemessen. Die fiir die Zielerrei-
chung gleichermallen bedeutsamen Kennzahlen der ,,Dauer bis zur Integration™
und die ,,Quote der durch 6ffentlich geforderte Beschidftigung unterstiitzten Ju-
gendlichen* sind keine Zielindikatoren, sondem blofle RichtgroBen. Fiir sie wer-

den keine Zielwerte vereinbart.



6.1.2.2

6.1.23

35

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Bundesagentur nicht in der
Lage ist, die Einhaltung der bundesweiten Ziele sicherzustellen. So ist ungeklért,
wie die zwischen Bundesministerium und der Bundesagentur vereinbarten Ziele
Bindungswirkung fiir die Trigerversammlungen entfalten sollen, da diese eigen-
verantwortlich Zielvereinbarungen mit den Geschiftsfiihrungen der Arbeitsge-
meinschaften schlielen kénnen. Zwar sollen nach der Rahmenvereinbarung die
lokalen Zielvereinbarungen die bundesweiten Zielvereinbarungen konkretisieren.
Eine Beschrinkung der Autonomie der Arbeitsgemeinschaften bei der Festlegung
der 6rtlichen Ziele hat dies jedoch aufgrund der fehlenden Bindungswirkung der
Rahmenvereinbarung nicht zur Folge. Damit bleibt fraglich, wie die Bundesagen-
tur ihrer Verpflichtung gegeniiber dem Bundesministerium nachkommen soll,
wenn sie nicht gleichzeitig auf die Umsetzung, also ggf. auf die Art der Zielerrei-

chung durch die Arbeitsgemeinschaften einwirken kann.

Der Bundesrechnungshof hat weiter beanstandet, dass bislang wesentliche Quali-
tdtsmerkmale bei der Zielvereinbarung unbeachtet bleiben und damit die Erfolgs-
bewertung erschwert wird. So héngt beispielsweise die Qualitit der Abgénge ju-
gendlicher Hilfebediirftiger erheblich davon ab, ob es sich um Abginge in den
ersten Arbeitsmarkt oder in 6ffentlich geforderte Beschiftigung handelt. Ebenso
ist die ,,Dauer der Arbeitslosigkeit bis zur Integration fiir dic Verbesserung der
Eingliederung von erheblicher Bedeutung. Der Zielerreichungsgrad hat somit ei-
nen nur eingeschrinkten Aussagegehalt und ist fiir die Steuerung der Arbeitsge-

meinschaften nur bedingt geeignet.

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Stenerung der Einzelziele anhand

mehrerer Zielindikatoren auszurichten und hieraus einen Zielkorridor abzuleiten.

Das Bundesministerium hat keine Zweifel daran, dass die Bundesagentur in der
Lage ist, die vereinbarten bundesweiten Ziele sicherzustellen. Ein Teil der Ar-
beitsgemeinschaften werde die bundesweiten Ziele als fiir sich verbindlich aner-
kennen und gegebenenfalls lediglich durch értliche Zielvereinbarungen ergénzen.
Bei den a.nder.en Arbeitsgemeinschaften sei ,,es Aufgabe der Agenturen fiir Arbeit,
auf der Grundlage der bundesweiten Zielvereinbarung eine ortliche Zielvereinba-
rung abzuschlieBen”. Die Bundesagentur konne auf die Zielerreichung durch
Schaffung entsprechender administrativer Voraussetzungen und durch Etablierung
einer ,,bundesweiten Informations- und Lernkultur® Einfluss nehmen.
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Das Bundesministerium beabsichtigt im Ubrigen, die Zahl der Zielindikatoren auf
der Grundlage der bis dahin gesicherten Datenlage ab dem Jahr 2007 zu erhéhen.
Entscheidungshilfe fiir die Ergéinzung und Modifizierung der Zielindikatoren und

Richtwerte solle der im Rahmen der Zielvereinbarung 2006 vorgesehene Bericht
der Bundesagentur geben.

Der Bundesrechnungshof teilt die Bewertung des Bundesministeriums nicht. So
kann die Bundesagentur die Einhaltung bundesweiter Ziele bislang gerade nicht
sicherstellen, da die Arbeitsgemeinschaften selbst entscheiden kénnen, ob sie die-
se anerkennen. Die Einflussmdglichkeiten der Agenturen fiir Arbeit sind aufgrund
der Mehrheitsverhiltnisse in den Trigerversammlungen begrenzt. So verfiigt die
Bundesagentur in 130 Arbeitsgemeinschaften (Stand: 30.03.2006) iiber keine
Stimmenmehrheit, um einen entsprechenden Beschluss der Trigerversammliung
herbeifithren zu konnen. Das Bundesministerium ldsst aullerdem offen, wie die
Bundesagentur die Ziele umsetzen kann, wenn es den Agenturen fiir Arbeit nicht
gelingt, ortliche Zielvereinbarungen durchzusetzen.

Der Bundesrechnungshof wird beobachten, ob und inwieweit es der Bundesagen-
tur trotz der begrenzten Einflussméglichkeiten gelingt, bundesweite Ziele zu reali-

sieren.

Der Bundesrechnungshof erwartet, dass ab dem Jahr 2007 auch die qualitativen

Zielindikatoren erweitert werden.

Stenerung der zugelassenen kommunalen Triiger

Die Aufsicht iiber die zugelassenen kommunalen Tréiger obliegt ausschlieBlich
den zustindigen Landesbehdrden (§ 47 Abs. 1 Satz 3 SGB II). Der Bund hat keine
unmittelbaren Steuerungsmoglichkeiten, obwohl er die Kosten der Grundsiche-
rung einschlieBlich der Verwaltungskosten erbringt, soweit es sich nicht um origi-
ndr kommunale Aufgaben handelt. Die Finanz- und Fachverantwortung des Bun-
des fallen auseinander, so dass der Bund zwar fiir wesentliche Aufgabenbereiche
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende die Finanzverantwortung trigt, aber keine
einheitliche Rechtsanwendung sicherstellen kann. Zugelassene kommunale Triger

nehmen an dem oben genannten Zielvereinbarungsprozess nicht teil.
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Der Bundesrechnungshof hat angeregt, eine gesetzliche Regelung zu schaffen,
nach der die Fachverantwortung dem Umfang der Finanzverantwortung des Bun-
des folgt. Er hat empfohlen, dass der Bund und die Lénder - auch im Interesse ei-
ner sachgerechten Evaluierung der Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit der beiden
Organisationsmodelle - fiir die Grundsicherungstriger einheitliche MaBstéibe zur
Aufgabenerledigung vereinbaren.

Nach Darlegung des Bundesministeriums war die Zulassung kommunaler Triger
als alleinige Trédger der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Rahmen einer Ex-
perimentierklausel Ergebnis eines politischen Kompromisses im Vermittlungsaus-
schuss. Eine Ubertragung der Fachverantwortung fiir die zugelassenen kommuna-
len Tréger auf den Bund widerspriche dem politischen Willen. Zur Wahrung der
Finanzinteressen des Bundes seien jedoch mit den zugelassenen kommunalen
Trigern Verwaltungsvereinbarungen getroffen worden. Darin wiirden diese z.B.
zum wirtschaftlichen und sparsamen Einsatz der vom Bund zu tragenden Auf-
wendungen verpflichtet. Ferner sei das Bundesministerium berechtigt, Auskiinfte
einzuholen und sich Unterlagen vorlegen zu lassen. Zudem seien die zugelassenen
kommunalen Tréger verpflichtet, ein Verwaltungs- und Kontrollsystem einzurich-

ten und sein Funktionieren zu iiberwachen.

Der Bundesrechnungshof sieht in seiner Anregung keinen Widerspruch zum Wil-
len des Gesetzgebers. Das Bundesministerium selbst hat die Notwendigkeit von
Kontroll- und Steuerungsmdoglichkeiten erkannt und versucht, mit den zugelasse-
nen kommunalen Trigern Verwaltungsvereinbarungen abzuschlieBen. Dieses
Verfahren hilt der Bundesrechnungshof fiir aufwindig und zu wenig effektiv, um
einheitliche Mafistibe sicherzustellen.

Der Bund sollte daher die Méglichkeit priifen, eine allgemeine Verwaltungsvor-
schrift zu erlassen. Hiermit kann nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts

,vor allem* eine einheitliche Ausfiihrung gewihrleistet werden.

12
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Abrechnung von Leistungen kommunaler Triiger mit der Bun-
desagentur

Ein Kernziel der Zusammenfithrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fiir
Erwerbsfihige ist die Erbringung der Leistungen aus einer Hand. Um dieses Ziel
auch bei geteilter Durchfithrungs- und Finanzverantwortung bei den Arbeitsge-
meinschaften moglichst weitgehend umzusetzen, leistet die Bundesagentur die
von den Kommunen im Rahmen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende zu tra-
genden notwendigen Leistungen fiir Unterkunft und Heizung vor. Die Kommunen
haben der Bundesagentur diese Aufwendungen auf Nachweis zu erstatten. Die
Betrdge werden entweder von der Bundesagentur iiber Abbuchungserméchtigun-

gen eingezogen oder der Bundesagentur von den Kommunen iiberwiesen.

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes kamen die Kommunen ihrer
Erstattungspflicht jedoch nur teilweise nach. Sie stellten die Berechtigung der
Forderungen der Bundesagentur in Frage, weil die Vorschriften der Landes- oder
kommunalen Haushaltsordnungen angeblich umfangreichere zahlungsbegriinden-
de Unterlagen verlangen, als sie von der Bundesagentur zur Verfiigung gestellt
wiirden. Dariiber hinaus bemingelten sie die technische Handhabbarkeit der Da-
ten und bezweifelten die fehlerfreie Berechnung der Leistungen iiber das von der
Bundesagentur eingesetzte IT-Verfahren A2LL. Nach Auskunft des Bundesminis-
teriums beliefen sich die Forderungen der Bundesagentur im Jahresdurchschnitt
2005 auf rund 226 Mio. Euro. Dabei verursachten aktuell nur rd. 3 % der kommu-
nalen Triger rund 80 % der AuBenstédnde.

Dem Bundesministerium war die Hohe der offenen Forderungen seit Mérz 2005
bekannt, Anfang April 2005 forderte es die Bundesagentur auf, alle notwendigen
MaBnahmen zu ergreifen, um die fiir eine zeitnahe und vollstindige Erstattung
notwendige Datenqualitit zu schaffen. Da sich trotz der daraufhin verbesserten
Daten zum Nachweisverfahren weiterhin Kommunen weigerten, die Forderungen
der Bundesagentur vollstindig zu erstatten, entwickelte das Bundesministerium
auf der Grundlage von Stellungnahmen der Lander und der kommunalen Spitzen-
verbiande einen Standardnachweis, der den Anforderungen an eine zahlungsbe-
griindende Unterlage geniigen sollte. Im Ergebnis fiihrte auch dies nicht zu einer

Verhaltensénderung der sdumigen Kommunen.
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Der Bundesrechnungshof halt die Vorfinanzierung fiir nicht rechtméBig und sieht

durch das Auszahlungs- und Abrechnungsverfahren die Interessen des Bundes ge-
fihrdet.

Das Kernziel ,,Erbringung der Leistungen aus einer Hand* wird bei den Arbeits-
gemeinschaften nur dadurch erreicht, dass die Bundesagentur fiir Leistungen der
kommunalen Trdger in Vorlage tritt. Andernfalls wire eine einheitliche Auszah-
lung an den Anspruchsberechtigten nicht méglich. Die Umsetzung dieses Ziels
darf jedoch nicht dazu fiihren, dass der Haushalt der Bundesagentur oder des
Bundes — aktuell leistet die Bundesagentur aus Bundesmitteln vor — durch die
Vorfinanzierung von Leistungen der Kommunen belastet wird. So ist es der Bun-
desagentur nicht méglich, liquide Mittel in Hohe der Auflenstéinde verzinslich in
ithre Riicklage einzustellen. Bei fehlender Liquiditéit der Bundesagentur ist der
Bund verpflichtet, ihr zinslose Darlehen zur Verfiigung zu stellen. Die Mittel hier-
fiir muss der Bund aufgrund der angespannten Haushaltslage grundsitzlich iiber

Kredite finanzieren.

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium aufgefordert, unverziiglich
die notwendigen MaBnahmen zum Ausgleich der Forderungen und des eingetre-
tenen Vermogensschadens einzuleiten. Dariiber hinaus hat es fiir die Zukunft eine

zeitnahe und vollstdndige Erstattung sicher zu stellen.

Das Bundesministerium hat Miéngel im Abrechnungsverfahren eingerdumt. Um
einen Ausgleich der AuBenstinde zu erreichen, habe es die beiden vorrangig be-

troffenen Lander ||| G v-d I A f0g Mirz 2006 auf

Ministerebene angeschrieben.

Da Kommunen des Landes [l dic AuBenstinde des Bundes nicht
kurzfristig begleichen kénnten, hat das Bundesministerium zudem im Mai 2006
gegeniiber dem Land _ die Ubertragung der Bewirtschaftung nach
§ 9 Bundeshaushaltsordnung — BHO — fiir den Bundestitel 1121 632 11 ,,Beteili-
gung des Bundes fiir Unterkunft und Heizung™ widerrufen. Eine weitergehende
Geltendmachung von Schiiden gegeniiber den siumigen Kommunen schlief3t das
Bundesministerium aus. Aufgrund der von den kommunalen Trigern monierten
Datenqualitdt konne nicht dargestellt werden, ob und ggf. in welcher Héhe {iber-

haupt ein Vermdgensschaden cingetreten sei.

Des Weiteren hat das Bundesministerium die Bundesagentur angewiesen, das
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Abrechnungsverfahren zu dndern. Diese habe zur Sicherstellung eines zeitnahen
und vollstindigen Erstattungsanspruchs alle kommunalen Triger aufgefordert,
dem Lastschriftverfahren zuzustimmen. Falls das erforderliche Einverstindnis
nicht erteilt wird, will die Bundesagentur die Leistungen ab 1, Juli 2006 nicht

mehr vorfinanzieren.

Der Bundesrechnungshof befiirwortet die Anstrengungen des Bundesministeriums
zum Ausgleich der offenen Forderungen. Er geht davon aus, dass sich die Betei-
ligten auf eine vollstdndige Riickzahlung verstindigen werden und verweist inso-
weit auf § 34 Abs. 1 BHO.

Die Ausfithrungen des Bundesministeriums zum Vermodgensschaden teilt der
Bundesrechnungshof nicht. Bereits die RechtméaBigkeit der Forderungen und der
Zahlungsverzug implizieren den Vermdogensschaden. Im Ubrigen geht auch die
Bundesagentur davon aus, dass die AuBenstinde in Hohe von durchschnittlich
220 Millionen Euro zu nicht unerheblichen Vermdégensschéden fithrten. Das Bun-
desministerium sollte deshalb unverziiglich MaBBnahmen einleiten, um den einge-

tretenen Vermogensschaden der Héhe nach zu beziffern und geltend zu machen.

Der Bundesrechnungshof erwartet, dass mit der Umstellung des Abrechnungsver-
fahrens den Interessen des Bundes Rechnung getragen wird und durch die Teil-
nahme am Lastschriftverfahren die Forderungen taggenau beglichen werden.

Hauser Teichmann-Schulz Ehmann Westerlind



	0 Zusammenfassung
	1 Gegenstand und Anlass des Berichts
	2 Vermittlungsaktivitäten der Grundsicherungsstellen
	3 Durchführung von Arbeitsgelegenheiten
	4 Prüfung ausgewählter Merkmale bei der Leistungsgewährung
	4.1 Erwerbsfähigkeit
	4.2 Zu berücksichtigendes Vermögen eines Hilfebedürftigen
	4.3 Vermutung des Verwandtenunterhalts in Haushaltsgemeinschaften
	4.4 Vorrangige Leistungen anderer Sozialleistungsträger
	4.5 Fehlende Erreichbarkeit von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen

	5 Abrechnung und Erstattung der Verwaltungskosten der Trägerder Grundsicherung
	5.1 Kosten für die Einführung der Grundsicherung (Implementierungskosten)
	5.2 Laufende Verwaltungskosten

	6 Steuerung der Grundsicherungsträger
	6.1 Steuerung der Arbeitsgemeinschaften
	6.2 Steuerung der zugelassenen kommunalen Träger

	7 Abrechnung von Leistungen kommunaler Träger mit der Bundesagentur



